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Zusammenfassung

Während der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie in 
Deutschland für April 2023 vorgesehen ist, bleibt die Entsor-
gung  des hochradioaktiven Materials eine langfristige Aufga-
be, die auch zukünftige Generationen betreffen wird. Mit dem 
 Standortauswahlgesetz (StandAG) gibt der  Gesetzgeber die 
Rahmenbedingungen für das derzeit laufende Verfahren zur 
Stand ortauswahl für ein tiefengeologisches Lager1 in Deutsch-
land vor. Ziel des Verfahrens ist es, für einen Zeitraum von 
 einer Million Jahre bestmögliche Sicherheit zu gewährleisten, 
um Mensch und Umwelt vor möglichen schädlichen Auswir-
kungen des hochradioaktiven Materials dauerhaft zu schüt-
zen. Nach derzeitigem Kenntnisstand stellt die Lagerung 
der Abfälle in  einem geologischen Tiefenlager dafür die bes-
te Option dar. Meist weniger beachtet wird in diesem Zusam-
menhang der Zeithorizont bis zu einem  Verschluss des Tiefen-
lagers: Schon nach dem aktuellen Zeitplan wird dieser aller 
Voraussicht nach bis ins nächste Jahrhundert  reichen. Steht 
der Standort erst mit von der Bundes gesellschaft für Endlage-
rung (BGE) geschätzten rund 10 bis 35  Jahren Verzögerung  
fest, könnte sich der Verschluss des  Tiefenlagers bis in die 
Mitte des 22. Jahrhunderts verschieben. Erst nach Verschluss 
wird ein wartungsfreier Zustand des Lagers erreicht. Dies be-
deutet, dass das StandAG lediglich einen Startpunkt für ei-
nen Prozess darstellt, mit dem sich Wissenschaft und Gesell-
schaft noch einige Generationen lang aktiv befassen müssen.

Aus dieser Langfristigkeit des Vorhabens, seiner hohen gesell-
schaftlichen Relevanz und der Forderung des Gesetzgebers nach 
einem lernenden Verfahren erwachsen besondere Anforderun-
gen an die Gestaltung der Forschungsprogramme und der wis-
senschaftlichen Forschungslandschaft. Die interdisziplinär zu-
sammengesetzte Gruppe von Expertinnen und Experten hat sich 
intensiv mit diesem Themengebiet und dessen Weiterentwick-
lung befasst. Den Autorinnen und Autoren ist bewusst, dass sich 
Forschungsprogramme der am Verfahren beteiligten Organisati-
onen derzeit dynamisch entwickeln und daher eine detaillierte 
Analyse dieser Entwicklung jenseits der Absicht dieses Papiers 
liegt. Vielmehr liegt der Fokus auf der mittel- und langfristigen 
Gestaltung einer unabhängigen Forschung sowie auf übergrei-
fenden Aspekten, die in den folgenden Themenfeldern zusam-
mengefasst werden:

1 | Zur synonymen Verwendung des Begriffs Endlager/Tiefenlager siehe Infobox in Kapitel 1.

1. Langzeitstrategie und Governance für das lernende Ver-
fahren etablieren

Angesichts des langen Zeitraums bis zur Fertigstellung und zum 
Verschluss eines Tiefenlagers ist die zielstrebige Umsetzung des 
Vorhabens bedeutsam, um die hochradioaktiven Abfälle mög-
lichst zügig aus den zeitlich begrenzt ausgelegten Zwischenla-
gern in den passiv sicheren und wartungsfreien Zustand  eines 
verschlossenen und versiegelten Endlagers überführen zu kön-
nen. Dabei ist dennoch darauf zu achten, dass ausreichend Zeit 
sowohl für die Betrachtung sicherheitstechnisch relevanter wis-
senschaftlich-technischer Aspekte als auch für die partizipative 
Gestaltung des Verfahrens zur Verfügung steht. Für die betei-
ligten Akteure gilt es daher, das vom Standortauswahlgesetz 
(Stand AG) geforderte lernende Verfahren konstruktiv und lang-
fristig über Jahrzehnte hinweg umzusetzen.

Forschung in einem lernenden Verfahren muss offen sein für 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse, diese künftig permanent 
beobachten, bewerten und den Wissensstand weiterentwickeln. 
Hierfür bedarf es einer Langzeitstrategie und Governance, also 
Organisationsstrukturen und Prozesse, um das Gesamtprojekt 
„Nukleare Entsorgung“ und das lernende Verfahren organisato-
risch generationenübergreifend erfolgreich zu gestalten. Dazu 
gehört die Entwicklung einer Entsorgungsstrategie,  einer auf 
die Zukunft ausgerichteten Forschungskonzeption und  einer 
Forschungslandschaft, die flexibel genug ist, um auf unvorher-
gesehene – und auch aus heutiger Sicht unvorhersehbare – Ent-
wicklungen reagieren zu können. Das ist sowohl in naturwis-
senschaftlich-technischer als auch in sozialwissenschaftlicher 
Hinsicht relevant und erfordert somit eine interdisziplinäre 
Herangehensweise.

Zu dieser Forschungslandschaft soll gemäß den Empfehlun-
gen der Kommission „Lagerung hoch radioaktiver Abfallstof-
fe“ (kurz Endlagerkommission) auch eine unabhängige wissen-
schaftliche Befassung ermöglicht werden. Diese unterscheidet 
sich von der projektbezogenen Forschung, die von den Orga-
nisationen des Endlagerprojekts – der BGE und dem Bundes-
amt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) – be-
auftragt wird. Die unabhängige wissenschaftliche Befassung 
soll der Entwicklung eines „Tunnelblicks“ entgegenwirken, der 
durch eine zu starke Fokussierung auf daskonkrete Projekt der 
Tiefenlagerung entstehen könnte. Die Etablierung interdiszip-
linärer nuklearer Entsorgungs- und Endlagerforschung hat an 

 Zusammenfassung



6

Universitäten und Hochschulen in den letzten Jahrzehnten je-
doch deutlich an Stellenwert verloren. Sie wieder fest zu etablie-
ren, unter anderem durch entsprechende Forschungsförderung, 
wird eine entscheidende Rolle für den Erfolg des Endlagerpro-
jekts in Deutschland spielen. Dabei sind zudem Instrumente der 
Nachwuchsförderung und -ausbildung bedeutsam, um für Fach-
kräfte der nächsten Generationen attraktive (Studien-)Angebote 
und Beschäftigungsaussichten zu schaffen. Zwei Beispiele hierfür 
sind die Integration interdisziplinärer, die nukleare Entsorgung 
umfassender Module in Studiengänge einschlägiger Disziplinen, 
etwa der Geowissenschaften, und die Schaffung interdisziplinä-
rer Graduiertenkollegs. Forschende und Fachleute mit vielfälti-
gen Hintergründen und Systemverständnis werden zukünftig 
nicht nur im Rahmen der Standortsuche sowie beim Bau und 
Betrieb eines Tiefenlagers benötigt, sondern auch, um das Ge-
samtvorhaben unabhängig und kritisch begleiten zu können.

2. Forschungsinfrastrukturen, Methoden und Technologien 
vorausschauend entwickeln

Mit Blick auf den gesamten Verfahrensablauf ist eine voraus-
schauende Identifizierung der zu bestimmten Zeitpunkten des 
Verfahrens erforderlichen Forschungsinfrastrukturen, Metho-
den und Technologien unerlässlich. Die Bereitstellung von For-
schungsinfrastrukturen, wie zum Beispiel Untertagelaboren, 
Datenplattformen, virtuellen und spezialisierten Experimental-
laboratorien, die unter anderem Forschung zu radioaktiven 
Materialien ermöglichen, sowie die Entwicklung von Endlager-
behältern und neuen Technologien, wie zum Beispiel Erkun-
dungsmethoden zur Standortcharakterisierung und Sensoren 
für die Lagerüberwachung, erfordern oftmals lange Vorlaufzei-
ten. Um die Kosten und den zeitlichen Ablauf zu optimieren, 
erscheint unter anderem ein Technologie-Forum hilfreich, das re-
levante Industrieunternehmen frühzeitig in die Forschungspro-
gramme miteinbindet. 

3. Austausch zwischen Gesellschaft und Forschung stärken

Wie bereits in den zurückliegenden Jahrzehnten wird sich die 
gesellschaftliche Aufmerksamkeit und Betroffenheit im Vorha-
ben der nuklearen Entsorgung regional und über die Zeit hin-
weg verändern. Vor diesem Hintergrund ist es besonders wichtig, 
Formate der integrierenden Forschung zu entwickeln und auszu-
bauen, die Nicht-Spezialistinnen und Spezialisten sowie außer-
wissenschaftliche Akteure als Impulsgeber und Fragensteller in 
transdisziplinäre Forschungsvorhaben zur nuklearen Entsorgung 
einbinden und auf diese Weise gleichzeitig auch für die wissen-
schaftlichen Aspekte der Endlagerung sensibilisieren. Dabei gilt 

es, die Motivation aller Akteure, sich über einen langen Zeitraum 
hinweg am Prozess zu beteiligen, aufrechtzuerhalten. Dies setzt 
unter anderem auch eine adäquate Kommunikation komplexer 
wissenschaftlicher Zusammenhänge voraus. Idealerweise füh-
ren derartige Vorhaben zu kollektiven Lernprozessen bei allen 
Beteiligten.

4. Gesellschaftswissenschaftliche Forschung vertiefen und 
einbinden

Die Diskussion von Plänen für die Entsorgung sollte vermehrt 
auch denkbare gravierende gesamtgesellschaftliche Verände-
rungen in den nächsten Jahrzehnten und in weiterer Zukunft 
berücksichtigen. Daraus können Rückschlüsse gezogen werden, 
wie ein Entsorgungsprojekt möglichst robust gegenüber politi-
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen 
gestaltet werden kann, die eine sichere Einlagerung der hoch-
radioaktiven Abfallstoffe in ein Tiefenlager und dessen Über-
führung in einen passiven und wartungsfreien Zustand be- oder 
gar verhindern könnten. Eine entsprechende Vertiefung gesell-
schafts- und kulturwissenschaftlicher Forschung und deren Ein-
bindung in die Endlagerforschung ist notwendig, um sich der 
Fragestellung zu widmen, wie die Problematik unterschiedlicher 
gesellschaftlicher Zukünfte in das laufende Verfahren einbezo-
gen werden kann. Der Krieg in der Ukraine zeigt derzeit deutlich, 
dass auch politische Entwicklungen zu berücksichtigen sind, die 
in Europa noch vor kurzer Zeit als unwahrscheinlich galten.

5. Fachlich adäquaten Umgang mit großen Ungewissheiten 
vertiefen

Das Konzept der tiefengeologischen Lagerung bietet im Ver-
gleich zu alternativen Entsorgungswegen das höchste Maß an 
passiver Sicherheit für den Einschluss hochradioaktiver Abfäl-
le. Zugleich sind die Sicherheitsbewertungen für ein Tiefenla-
ger unter Annahmen vorzunehmen, die bei einem Zeithorizont 
von einer Million Jahren zwangsläufig teils mit erheblichen Un-
gewissheiten verbunden sind. Deshalb werden weiterhin For-
schungsprojekte benötigt, die sich mit den Ungewissheiten zum 
Beispiel von gekoppelten Langzeitprozessen in Tiefenlagersys-
temen und Wirtsgesteinen über derart lange Zeiträume befas-
sen. Ungewissheiten können jedoch auch in näherer Zukunft 
erwachsen, unter anderem aus dem soziotechnischen und ge-
sellschaftlichen System. Um mit ihnen umzugehen, bedarf es 
leistungsfähiger Methoden, beispielsweise multikriterieller Ent-
scheidungsanalysen, die es erlauben, transparent Entscheidun-
gen unter Ungewissheiten zu treffen. 
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6. Forschungsergebnisse regelmäßig vor dem Hintergrund 
des internationalen Kenntnisstands evaluieren

Während Sicherheitsnachweise für Tiefenlagerprojekte welt-
weit üblicherweise einer internationalen Begutachtung durch 
die IAEA oder die OECD/NEA unterzogen werden, existiert kein 
entsprechender Prozess für eine unabhängige Bewertung des 
Forschungsstands zu Themen der nuklearen Entsorgung. Eine 
 regelmäßige Qualitätskontrolle und -sicherung von Forschungs-
programmen und -resultaten in Form von Begutachtungen durch 
nationale wie internationale Fachleute (Peer Review) ist jedoch 
sinnvoll, um sie fortlaufend zu verbessern. Diese Evaluation 
könnte in Deutschland beispielsweise durch den Wissenschafts-
rat in Kooperation mit dem Nationalen Begleitgremium (NBG) 
erfolgen. Grundlegend dafür ist die Publikation aller relevanten 
nationalen Berichte und Veröffentlichungen auch in englischer 
Sprache, was bislang nicht vollständig gegeben ist. Angesichts 

der teilweise sehr kontroversen Diskussion wissenschaftlicher 
Ergebnisse und ihrer Bedeutung für die Sicherheit des Entsor-
gungsvorhabens sind auch Anlaufstellen vorzusehen, die sich 
mit Fällen von Wissenschaftsdissens befassen.

International sind manche Tiefenlagerprojekte bereits sehr 
weit fortgeschritten, beispielsweise in Finnland, Schweden, der 
Schweiz und Frankreich. Der kontinuierliche Abgleich mit dem 
internationalen Kenntnisstand zu Tiefenlagerkonzepten in un-
terschiedlichen Wirtsgesteinen hilft dabei, Wissenslücken zu 
identifizieren. So können Forschungsprojekte definiert werden, 
die vorrangig zu bearbeiten sind. Hierfür sind auch die Beson-
derheiten der deutschen Situation herauszuarbeiten, beispiels-
weise das Erfordernis, im Auswahlverfahren Endlagerkonzepte 
in drei Wirtsgesteinsformationen über mehrere Verfahrensschrit-
te vergleichend zu bewerten.

 Zusammenfassung
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Einleitung

1 Einleitung

Die Tiefenlagerung2 in tiefengeologischen Schichten ist nach 
derzeitigem Stand der Wissenschaft die beste Wahl, um hochra-
dioaktives Material langfristig sicher zu entsorgen. Bei sorgfälti-
ger Auswahl eines optimierten technischen Lagerkonzepts sowie 
geeigneter geologischer Schichten, in denen sich die Verhältnisse 
nachweislich nur über extrem lange Zeiträume verändern, kann 
diese Option im Vergleich zu alternativen Entsorgungs wegen 
ein Höchstmaß an langfristig sicherem Einschluss für das hoch-
radioaktive Material bieten. Bei anderen Entsorgungsoptionen 

 2 | Zur Begriffswahl vgl. Infobox.
3 | Siehe StandAG 2017, § 2.
4 | Siehe EndlSiAnfV 2020, § 13.
5 | Vgl. Wildi 2012.

an der Erdoberfläche lassen sich langfristige Veränderungen 
durch den Menschen, durch Klimawandel oder natürliche Ent-
wicklungen weit weniger gut prognostizieren. Daher verfolgen 
die meisten Staaten, die Kernenergie nutzen, die Strategie der 
Entsorgung hochradioaktiver Stoffe durch Lagerung in tiefen-
geologischen Schichten. Weit fortgeschrittene Projekte in Finn-
land oder Schweden, wo Endlageranlagen in naher Zukunft in 
Betrieb genommen werden, zeigen, dass die Realisierung der 
tiefengeologischen Lagerung mit den heute zur Verfügung ste-
henden Mitteln möglich erscheint, sich aber aufgrund vielfälti-
ger technischer und gesellschaftlicher Herausforderungen über 
Jahrzehnte erstreckt.

Zur Terminologie: Endlager oder Tiefenlager?

Die vorliegende acatech DISKUSSION befasst sich mit 
Forschung im Zusammenhang mit der Einlagerung 
 radioaktiver – insbesondere hochradioaktiver –  Abfälle 
im geologischen Untergrund in mindestens einigen 
Hundert Metern Tiefe. Im deutschen Sprachraum gibt 
es dabei unterschiedliche Begrifflichkeiten: Der Begriff 
„Tiefenlagerung“ wird im Schweizer Sachplanverfahren 
und der Begriff „Endlagerung“ im deutschen StandAG, 
in Verordnungstexten und in den Veröffentlichungen 
der relevanten Organisationen (BGE, BASE, Endlager-
kommission) gebraucht. Auch im Englischen spiegeln 
sich diese unterschiedlichen Bezeichnungen wider: Die 
Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) verwendet 
die Bezeichnung „Deep Geological Disposal“, die Nuc-
lear Energy Agency (NEA), eine zwischenstaatliche In-
stitution innerhalb der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), nutzt außer-
dem den Terminus „Final Disposal“ für alle Typen von 
Endlagern – einschließlich derer in tiefengeologischen 
Formationen.

Der Begriff „Endlagerung“ ist aufgrund von Wertun-
gen im Zusammenhang mit gesellschaftlichen und po-
litischen Diskussionen aus Sicht verschiedener Akteure 
durchaus belastet. Kritisch gesehen wird insbesonde-
re das dem Begriff innewohnende Verständnis einer 

Endgültigkeit. Die Expertengruppe „Entsorgungskonzep-
te für radioaktive Abfälle“ empfahl im Schweizer Sach-
planverfahren in diesem Zusammenhang den Gebrauch 
des Begriffs „Tiefenlager“. Inhaltlich folgten aus Überle-
gungen zur Endgültigkeit strategische Entscheidungen 
zur Reversibilität von Verfahrensschritten. Verschiedene 
Elemente der Reversibilität sieht auch das deutsche, im 
Bericht der Endlagerkommission vorgezeichnete und im 
StandAG festgelegte Verfahren vor. Es enthält folgende 
Eckpunkte:

 § Das Verfahren in seiner Gesamtheit ist reversibel, 
es ermöglicht eine „Umsteuerung im laufenden Ver-
fahren zur Ermöglichung von Fehlerkorrekturen“3.

 § Für die Betriebsphase ist eine Rückholbarkeit der 
eingelagerten Abfälle zu gewährleisten. Dies bedeu-
tet, dass die Vorgänge einer etwaigen Rückholung 
technisch zu planen, sicherheitstechnisch zu be-
werten und die erforderlichen technischen Einrich-
tungen vorzuhalten sind – mit der Einschränkung, 
„dass der dafür voraussichtlich erforderliche techni-
sche und zeitliche Aufwand den für die Einlagerung 
erforderlichen Aufwand nicht unverhältnismäßig 
übersteigt“.4 Im Verständnis der NEA ist Rückholbar-
keit eine spezielle Form der Reversibilität, der tech-
nische Prozess der Einlagerung ist reversibel.5
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 § Für den Zeitraum von 500 Jahren nach Stilllegung 
(Verschluss) des Endlagers ist die Möglichkeit einer 
Bergung vorzusehen. Eine solche Bergung wäre eine 
ungeplante Notfallmaßnahme, für die „ausreichen-
de Vorkehrungen“ vorzusehen sind.6 In diesem Zu-
sammenhang wurden Anforderungen zur mecha-
nischen Stabilität und Auffindbarkeit der Behälter 
und zur Dokumentation formuliert.7 Dies ist im Ver-
gleich zur Planung einer Rückholung ein deutlich 
geringerer und anders gearteter Anspruch. Da die 
Randbedingungen eines etwaigen Notfalls nicht be-
kannt sind, wäre es entsprechend auch nicht sinn-
voll, von „Bergbarkeit“ zu sprechen.

 § Mit der Stilllegung (Verschluss) ist ein Zustand her-
zustellen, in dem die Sicherheit „passiv und war-
tungsfrei“ erreicht wird8 – es sollen „keine Eingriffe 
oder Wartungsarbeiten erforderlich werden“9. Häu-
fig wird hierfür auch der Begriff der Nachsorgefrei-
heit verwendet. Damit wird auch offensichtlich, dass 

6 | Siehe StandAG 2017, § 26 Absatz 2 Satz 3.
7 | Vgl. EndlSiAnfV 2020, § 14 Absatz 2 Satz 1.
8 | Siehe ebd., § 4 Absatz 2.
9 | Siehe StandAG 2017, § 26 Absatz 4.
10 | Siehe Endlagerkommission 2016, 31.
11 | Vgl. VkENOG 2017.
12 | Vgl. BGE 2020.
13 | Vgl. BMUB 2015.
14 | Vgl. Thomauske/Kudla 2016.
15 | Vgl. BGE 2022a.
16 | Vgl. BGE 2022b.

primär nicht die Absicht besteht, die Abfälle wieder 
zurückzuholen. Von der Vorstellung der passiven 
und wartungsfreien Sicherheit unberührt sind Maß-
nahmen der Überwachung und des Monitorings: Für 
diese sind keine zeitlichen Begrenzungen festgelegt, 
die Sicherheit soll jedoch nicht davon abhängig sein.

Die Endlagerkommission beschreibt den so skizzierten 
Ansatz als „Endlagerung mit Reversibilität“ und spricht 
von einer „Verbringung in ein Endlagerbergwerk in ei-
ner tiefengeologischen Formation“10 (in Abgrenzung zur 
ebenfalls diskutierten Option einer Verbringung in meh-
rere Tausend Meter tiefe Bohrlöcher).

Es gibt also für die Nutzung beider Begriffe – „Tiefen-
lagerung“ und „Endlagerung“ – berechtigte Gründe. Die 
Autorinnen und Autoren haben sich dafür entschieden, 
die beiden Begriffe im vorliegenden Papier synonym zu 
verwenden.

In Deutschland wurde die derzeit laufende Standortsuche für 
ein Endlager im Jahr 2017 durch das Standortauswahlgesetz 
(StandAG)11 gesetzlich neu geregelt. Die Standortsuche steht his-
torisch im Kontext der kontroversen gesellschaftlichen Diskus-
sion um die Nutzung von Kernenergie (siehe Kapitel 2.1). Nach-
dem einige Jahrzehnte lang als möglicher Endlagerstandort vor 
 allem Gor leben im Zentrum stand und heftig umstritten war, wur-
de die Standortsuche mit dem StandAG neu ausgerichtet. Die 
 gesetzlichen Regelungen spiegeln dabei den erzielten Konsens 
der Kommission „Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe“ (allge-
meinsprachlich „Endlagerkommission“) wider, die das Spektrum 
verschiedenster gesellschaftlicher Gruppen abbildete, und geben 
den Fahrplan für die Suche nach dem Endlagerstandort mit best-
möglicher Sicherheit vor. Die mit der Durchführung der Standort-
suche betraute Vorhabenträgerin, die Bundesgesellschaft für End-
lagerung mbH (BGE), hat mit dem „Zwischenbericht Teilgebiete 

ge mäß § 13 Stand AG“ im September 2020 eine erste Eingrenzung 
der geeigneten Gebiete veröffentlicht.12 Diese Auswahl wurde in 
den zuständigen Gremien der Hauptakteure der nuklearen Entsor-
gung (siehe Infobox) sowie im Beteiligungsformat Fachkonferen-
zen mit der Öffentlichkeit diskutiert. Sie ist ein erster Meilenstein 
im neugeordneten Standortauswahlverfahren, das nach derzeit 
gültiger Planung bis 2031 einen Standort ermitteln soll. Im An-
schluss daran folgen Bau und Inbetriebnahme des Endlagers so-
wie nach dem Nationalen Entsorgungsprogramm (NaPro) um das 
Jahr 2050 die Einlagerung der hochradioaktiven Abfälle.13 Erst 
nach weiteren Jahrzehnten des Einlagerungsbetriebs wird dann 
der Verschluss des Lagers mit anschließendem Monitoring erfolgen 
(siehe Kapitel 2.2.1). Es zeichnet sich ab, dass es im Verfahren zu 
deutlichen Verzögerungen kommen dürfte.14 Auch die BGE kommt 
zu diesem Schluss und nennt eine Verzögerung um rund 10 bis 
35 Jahre allein in der Standortauswahl.15, 16
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Einleitung

Aufgrund des langfristigen Zeithorizonts und der notwendigen 
komplexen Abwägungen sollen die am Verfahren beteiligten In-
stitutionen – neben der BGE insbesondere das Bundesamt für die 
Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE)17 als Aufsichtsbehör-
de sowie das Nationale Begleitgremium (NBG) – laut StandAG ein 
„selbsthinterfragendes“ System bilden, das Betriebsblindheit ver-
hindert und eine kritikfreundliche Kultur fördert. Dieser Anspruch 
umfasst die Organisations- und Verfahrensstruktur, die darin zu fäl-
lenden Entscheidungen, deren wissenschaftliche Begründungen 
sowie die genutzten Technologien. Besondere Bedeutung kommt 
dabei der Aufgabe zu, den sich fortentwickelnden Wissensstand in 
den relevanten Disziplinen kontinuierlich zu verfolgen und zu be-
rücksichtigen, Daten entsprechend vorzuhalten sowie, wo als not-
wendig erachtet, Forschung und Entwicklung zu fördern. Darauf 
aufbauend gilt es, die Verschränkung der unterschiedlichen Dis-
ziplinen im Verfahren der Standortsuche und der Errichtung eines 
Tiefenlagers zu berücksichtigen.

Hauptakteure der nuklearen Entsorgung

Die Hauptakteure der nuklearen Entsorgung sind dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) unterstellt. 
Der Gesetzgeber setzte die BGE als Vorhabenträgerin 
für die Errichtung eines sicheren Endlagers für radio-
aktive Abfälle ein und etablierte das BASE, die Fach-
behörde für Fragen der kerntechnischen Sicherheit, als 
verantwortliche Aufsichts- und Genehmigungsbehörde. 
Das BASE ist zudem Träger der Öffentlichkeitsbeteili-
gung im Standortauswahlverfahren. Das NBG soll das 
Vorhaben als vermittelndes und unabhängiges Gremi-
um begleiten und ist neben den federführenden Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern mit Bürgerinnen 
und Bürgern sowie Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens besetzt. Für Aspekte der Zwischenlagerung ra-
dioaktiver Abfälle ist zudem die Bundesgesellschaft für 
Zwischenlagerung (BGZ) zuständig. 

Forschungseinrichtungen werden auf verschiedenen Wegen in das 
Verfahren der Standortsuche wie auch den Bau und Betrieb des 
Tiefenlagers einbezogen. Neben der projektbezogenen Forschung, 
die von der BGE und dem BASE beauftragt wird, sollen auf Emp-
fehlung der Endlagerkommission auch unabhängige und grund-
legende wissenschaftliche Forschung in einer großen disziplinären 

17 | Früher Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE).
18 | Vgl. Endlagerkommission 2016.
19 | Vgl. BMWi 2020.

Breite sowie die Forschung für Akteure der Zivilgesellschaft in das 
Endlagerprojekt eingebunden sein.18 Daraus erwachsen besonde-
re Anforderungen an die Forschungslandschaft Deutschlands. Die 
vormalige Bundesregierung hat auf die Notwendigkeit hingewie-
sen, auch in Zukunft auf den Erhalt und die Entwicklung von Kom-
petenzen und Fachwissen in den Bereichen Kerntechnik, nukleare 
Entsorgung sowie Strahlenschutz hinzuwirken. Damit richtete sie 
den Fokus auf die hohe Bedeutung einer nachhaltigen Nachwuchs-
förderung.19 Ein Pfad der Kompetenz- und Nachwuchsentwicklung 
ist auch deshalb vonnöten, da viele der derzeitig vorhandenen 
Fachleute in den relevanten Fachgebieten bereits institutionell an 
verschiedenen Stellen in die Arbeiten und Prozesse zur Umsetzung 
der Standortsuche für ein Tiefenlager eingebunden sind. Das be-
deutet, dass unbeteiligte Expertinnen und Experten – zumindest 
im eigenen Land – rar werden könnten. Eine unabhängige Beurtei-
lung ist jedoch sowohl für die Qualität und Robustheit der Lösun-
gen als auch für das langfristige Vertrauen der Bevölkerung in das 
Verfahren und dessen Ergebnis von großer Bedeutung. 

In diesem Papier wird zunächst auf die besonderen Herausforderun-
gen in den Forschungsfeldern der nuklearen Entsorgung hingewie-
sen, die sich noch über viele Jahrzehnte in die Zukunft erstrecken 
werden, wobei Sicherheitsaspekte über geologische  Zeiträume hin-
weg betrachtet werden müssen. Zudem sind technische und grund-
lagenwissenschaftliche Fragestellungen mit einem hohen Maß an 
gesellschaftlicher Aufmerksamkeit und Betroffenheit verknüpft. 

Es wird vielfältiger und interdisziplinärer Forschung bedürfen, um 
sowohl die soziotechnische und gesellschaftliche Ebene des Vor-
habens (siehe Kapitel 3.1) als auch die naturwissenschaftlich- 
technischen Aspekte der Standortsuche und der Tiefenlagerung 
(siehe Kapitel 3.2) abzudecken und zu verbinden. Die im Papier 
beispielhaft aufgeführten Themenfelder finden in den bestehen-
den Forschungsagenden (BGE, BASE, Ressortforschung der Minis-
terien) teilweise bereits Beachtung und beziehen sich auf eine 
Umsetzung in näherer Zukunft, um mittel- bis langfristig wirksam 
werden zu können. Die direkt auf das Endlagerprojekt bezogenen 
Forschungsprogramme der BGE und des BASE, der das Verfahren 
betreibenden und beaufsichtigenden Institutionen, befinden sich 
in der Entwicklung. Die vorliegende Publikation hat daher nicht 
zum Ziel, laufende beziehungsweise vergangene Forschungsaktivi-
täten im Einzelnen zu analysieren.

Ihr Schwerpunkt liegt vielmehr auf der „unabhängigen“ For-
schung, das heißt der Forschung, deren Themen in akademischer 
Unabhängigkeit gesetzt werden müssen, was unter anderem eine 
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entsprechende Gestaltung der Forschungsförderung voraussetzt. 
Die Autorinnen und Autoren des Papiers regen eine Diskussion zur 
Gestaltung der Forschung sowie der Forschungslandschaft an und 
führen Handlungsfelder auf, die die notwendigen Rahmenbedin-
gungen und Strukturen einer bestmöglichen Forschungsstrategie 
und der erforderlichen Forschungslandschaft betreffen (siehe Ka-
pitel 3.1 und 3.3). Diese sollten gemäß der Empfehlung der End-
lagerkommission neben der Auftragsforschung der BGE und des 
BASE die erwähnte unabhängige Grundlagenforschung und zu-
dem auch eine Forschung, die verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen einbindet, ermöglichen. Forschungsstrategie und Forschungs-
landschaft sollten ebenso die Ausbildung junger Fachkräfte, die 
in den nächsten Jahren und Jahrzehnten dringend benötigt wer-
den, sowie die Schaffung und den Erhalt von erforderlichen For-
schungsinfrastrukturen im Blick haben. Des Weiteren werden Bei-
spiele für bestimmte Bereiche technischer Entwicklungen genannt, 

20 | Vgl. acatech 2014.
21 | Vgl. Sandia 2012.
22 | Vgl. GRS 2017.
23 | Vgl. World Nuclear Association 2020.

bei denen auch die Industrie frühzeitig miteinzubinden ist. Mit 
 diesen Überlegungen ist die Hoffnung verbunden, eine resiliente 
Problemlösung im Rahmen des Jahrzehnte umfassenden Gesamt-
verfahrens anzustoßen. 

In dieser Publikation nicht betrachtet werden alternative oder 
ergänzende Technologien, beispielsweise Partitionierung und 
Transmutation,20 oder eine Lagerung in sehr tiefen Bohrungen.21, 22 
Auch gemeinsame länderübergreifende, multinationale Tiefenla-
gerkonzepte werden nicht diskutiert. Wenngleich solche Vorstel-
lungen durchaus erforscht und erörtert werden,23 besteht derzeit 
der Konsens, dass jeder Staat aus ethischen, moralischen und ju-
ristischen Gründen für die Entsorgung seiner radioaktiven Abfälle 
selbst verantwortlich ist. In Deutschland ist dieses Prinzip im Atom-
gesetz festgeschrieben.
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2 Standortsuche und 
Endlagerung hochradio-
aktiver Materialien in 
Deutschland

2.1 Eine kurze Historie der 
Standortsuche 

Deutschland setzt sich seit Jahrzehnten konkret mit der Entsorgung 
und Tiefenlagerung hochradioaktiver Materialien auseinander. Im 
Zuge dessen war auf politische Beschlüsse hin ein nukleares En-
sorgungszentrum für einen Komplex zur Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen sowie zur Zwischen- und Endlagerung in der 
Diskussion. Im Jahr 1977 wurde nahe des niedersächsischen Or-
tes Gorleben im dortigen Salzstock ein möglicher Standort für die 
Endlagerung hochradioaktiver Materialien ausgewählt und in den 
folgenden Jahrzehnten dessen Eignung als Tiefenlagerstandort 
im Rahmen von Erkundungsarbeiten erforscht. Die Entscheidung 
für den Standort Gorleben erfolgte aus heutiger Sicht mit unzu-
reichender gesellschaftlicher Diskussion und Beteiligung der Be-
völkerung. Die Auswahl und die Bewertung von Eignungskriteri-
en wurden im Verfahren nicht transparent gemacht. Gegen den 
möglichen Standort Gorleben erwuchs in der Bevölkerung schnell 
Widerstand. Ein detaillierter Standortvergleich wurde im Verfah-
ren nicht unternommen, stattdessen begrenzte sich die Stand-
ortsuche im Wesentlichen auf Niedersachsen und Salzstöcke als 
Wirtsgestein.24 Die damals für die Standortsuche genutzten Krite-
rien bezogen sich zudem teilweise auf übertägige Eigenschaften 
des zunächst geplanten Nuklearen Entsorgungszentrums mit Zwi-
schenlager, Wiederaufarbeitungsanlage, Konditionierungsanla-
ge und Endlager. Aufgrund des Widerstands in der Bevölkerung 
wurde die Errichtung einer Wiederaufbereitungsanlage 1979 im 
Zuge des Verfahrens aufgegeben. Das Vorgehen, an Gorleben als 
Endlagerstandort festzuhalten, blieb dagegen weiterhin Gegen-
stand kontroverser Diskussionen in Politik, Gesellschaft und Wis-
senschaft.25 Mit der Neuordnung des Standortauswahlverfahrens 
durch die erste Fassung des StandAG aus dem Jahr 2013 wurden 

24 | Vgl. Endlagerkommission 2016.
25 | Vgl. ebd.
26 | Vgl. AkEnd 2002.
27 | Dies erfolgte im Rahmen eines Projekts der Europäischen Akademie zur Erforschung von Folgen wissenschaftlich-technischer Entwicklungen Bad 

Neuenahr-Ahrweiler GmbH (Heute IQIB GmbH).
28 | Vgl. Streffer et al. 2011.

die Erkundungsarbeiten eingestellt und Gorleben ging als gleich-
berechtigter Standort in das neue Verfahren ein.

Bereits während der noch laufenden Erkundung des Standorts 
Gorleben nahm im Auftrag des BMU 1999 der interdisziplinäre 
„Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd)“ seine 
Arbeit mit dem Ziel auf, umfassende wissenschaftliche Kriterien 
zur Auswahl eines Endlagerstandorts aufzustellen. In seinem Ab-
schlussbericht betonte der AkEnd 2002 die Bedeutung der Bürger-
beteiligung für das Gesamtverfahren und formulierte unter ande-
rem eine Verfahrensstruktur für die Standortsuche ohne räumliche 
Vorfestlegung – das Prinzip einer weißen Landkarte – sowie die 
Notwendigkeit der untertägigen Erkundung von mindestens zwei 
Standorten für einen adäquaten Vergleich.26 Eine Neuaufstellung 
des Verfahrens zur Standortsuche blieb in den Folgejahren jedoch 
aus – erst im Jahr 2011 legte eine interdisziplinäre Projektgruppe 
eine Analyse vor,27 die den „Gorleben plus“ genannten Vorschlag 
machte, den Standort Gorleben zwar weiterhin zu prüfen, parallel 
aber auch Alternativoptionen zu entwickeln.28

Im Jahr 2011 ereignete sich das Reaktorunglück in Fukushima 
 (Japan), in dessen Folge in Deutschland der Ausstieg aus der Nut-
zung der Kernenergie bis 2022 beschlossen wurde. Dadurch erfuhr 
auch die Suche nach einem Tiefenlagerstandort neue Impulse, die 
schließlich in eine Neuordnung des Standortauswahlverfahrens 
durch die erste Fassung des StandAG aus dem Jahr 2013 mün-
deten. Die Erkundungsarbeiten in Gorleben wurden eingestellt. 
Als Ziel wurden im StandAG die transparente und wissenschafts-
basierte Gestaltung des Standortauswahlverfahrens formuliert 
sowie Etappen der Standortsuche darin vorskizziert. Gemäß Para-
graph 3 StandAG setzten der Deutsche Bundestag und der Bundes-
rat 2014 die Endlagerkommission ein, deren Abschlussbericht aus 
dem Jahr 2016 in die Novellierung des derzeit gültigen StandAG 
von 2017 einfloss. Danach ist die Ausgangslage der Standortsuche 
eine  weiße Landkarte Deutschlands. Vorgesehen ist die umfassen-
de vergleichende Bewertung unterschiedlicher Wirtsgesteine und 
Tiefenlagerkonzepte unter intensiver Einbindung der Öffentlichkeit 
und gesellschaftlicher Gruppen (Details siehe Kapitel 2.2).

Bleibt es bei dem Beschluss der Bundesregierung, aus der Nutzung 
der Kernenergie zur Stromerzeugung im April 2023 auszusteigen, 
sind Art und Menge der hoch- und mittelradioaktiven Abfälle, die 
aufgrund der hohen Radioaktivität Wärme entwickeln, recht gut 
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bekannt: Bis 2080 werden laut BGE 10.500 Tonnen hochradioak-
tiver Abfälle aus Brennelementen angefallen sein.29 Das BMU geht 
analog dazu von circa 10.100 Tonnen verbrauchten Brennelemen-
ten zuzüglich etwa 8.000 Edelstahlkokillen mit verglasten Abfäl-
len aus. Letztere stammen aus der im Rahmen von Kooperations-
verträgen bis 2005 durchgeführten Wiederaufarbeitung deutscher 
Brennelemente in Frankreich beziehungsweise Großbritannien.30 
Je nach Verpackungsart und verwendetem Behälter könnte das 
Gesamtvolumen derartiger Abfälle bei rund 27.000 Kubikmetern 
liegen. Drei Meter hoch gestapelt würden diese dann eine Fläche 
in der Größenordnung eines Fußballfelds einnehmen. Wegen der 
Wärmeentwicklung der Abfälle wird in  einem Tiefenlager je nach 
Art des Wirtsgesteins und der Einlagerung jedoch eine Fläche von 
etwa 3 bis 10 Quadratkilometern benötigt.31, 32, 33 Obschon das Vo-
lumen dieser Abfallarten im Vergleich zu schwach- und mittelradio-
aktiven Abfällen relativ gering ist, enthält es mehr als 99 Prozent 
der Gesamtradioaktivität aller Abfälle.

29 | Vgl. BGE 2021.

30 | Vgl. BMUB 2015.
31 | Vgl. DBE TEC 2016.

32 | Vgl. Bundestagsdrucksache 18/11398 2017.
33 | Vgl. BGE 2020.
34 | Vgl. BMUB 2015.
35 | Vgl. EndlSiAnfV 2020.
36 | Vgl. NWTRB 2016.
37 | Vgl. Kari et al. 2021.

Etwa 300.000 Kubikmeter schwach- und mittelradioaktive Abfälle 
mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung aus Forschung, Betrieb 
und Rückbau der Kernkraftwerke sollen ab 2027 im genehmigten 
Endlager Schacht Konrad eingelagert werden. Es wird geschätzt, 
dass zusätzlich bis zu circa 320.000 Kubikmeter schwach- und 
mittelradioaktive Abfälle bei der Abfallrückholung aus dem Salz-
bergwerk Asse II sowie aus der Urananreicherung anfallen werden. 
Diese sollen nach derzeitiger Planung in einem separaten Endla-
gerbergwerk am selben Standort wie die hochradioaktiven Abfäl-
le eingelagert werden.34, 35 Laut StandAG ist dies zulässig, solan-
ge die Sicherheit des Lagers für hochradioaktive Abfälle dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. Es wird jedoch keine Festlegung in diese 
Richtung getroffen. Wegen der vergleichsweise geringen Wärme-
entwicklung wird trotz der größeren Volumina die benötigte Lager-
fläche für diese Abfälle deutlich geringer sein als die für hoch-
radioaktive Abfälle.

Die Tiefenlagerung weltweit

Die Aufgabe der Entsorgung von hochradioaktiven Ab-
fällen ist generell auf nationaler Ebene verankert. Ent-
sprechend ergibt sich weltweit ein vielfältiges Bild zu 
Entsorgungsprojekten, wobei alle bestehenden natio-
nalen Verfahren eine Entsorgung in tiefengeologischen 
Schichten vorsehen. Bislang wurde jedoch noch kein 
Tiefenlager fertiggestellt oder in Betrieb genommen, 
und nur wenige Staaten haben mit dem Bau  eines Tie-
fenlagers begonnen oder stehen mittelfristig vor der In-
betriebnahme. Am weitesten fortgeschritten ist die Er-
richtung eines Tiefenlagers in Finnland, wo für 2025 
mit der Inbetriebnahme gerechnet wird, sowie in Frank-
reich, Schweden und in der Schweiz, wo bereits ein 
Standort für ein Tiefenlager bestimmt wurde. Andern-
orts wurden vor der  finalen Standortentscheidung die 
Standortmöglichkeiten schon auf eine geringe Zahl ein-
gegrenzt, beispielsweise in Tschechien und in Kanada. 

In den USA befindet sich das Verfahren derzeit in einem 
politisch bedingten Stillstand, nachdem der Standort 
 Yucca Mountain lange erkundet worden war. In Russ-
land und China wurden Standorte ausgewählt, an de-
nen zur weiteren Exploration und Forschung Unterta-
gelabore eingerichtet werden. In vielen Projekten kam 
es in der Vergangenheit wegen mangelnder Akzeptanz 
in der Bevölkerung zu Verzögerungen, Unterbrechun-
gen und manchmal auch zu Neustarts.36 Eine Beson-
derheit an der Standortauswahl in Schweden ist, dass 
sich Standorte dort freiwillig bewerben konnten und 
diesem Aufruf auch folgten.37 In Schweden sowie Finn-
land fiel die Auswahl dabei letztlich auf Standorte, an 
denen sich bereits Kernkraftwerke befinden. Die posi-
tive Einstellung der dortigen Bevölkerung gegenüber 
der Nutzung von Kernenergie und kerntechnischen An-
lagen scheint sich demnach auch auf die Akzeptanz 
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gegenüber einem zukünftigen Tiefenlager ausgewirkt 
zu haben. Die jeweils ausgewählten Gemeinden hatten 
in beiden Staaten ein Vetorecht, das sie jedoch nicht 
ausübten. Unterschiede und Effekte bezüglich des Ein-
bezugs von Kommunen möglicher Standorte in den Ver-
fahren Finnlands und Schwedens sind in der Literatur 
detailliert beschrieben.38

Die zeitlichen Verläufe der jeweiligen Verfahren ver-
schiedener Staaten spiegeln die unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen Standpunkte zu Kernkraft und Tiefen-
lagerung wider. In Schweden war mit der Bewerbung 
von Kommunen als Tiefenlagerstandorte ein Ver-
gleich von Standorten auf Basis einer weißen Landkar-

te, wie in Deutschland, nicht notwendig, da auch die 

38 | Vgl. Kari et al. 2021.

entsprechenden wissenschaftlichen Prüfungen eine Eig-
nung ergaben. Auch die geologischen Voraussetzungen 
unterscheiden sich international deutlich und beeinflus-
sen das Verfahren zur Standortauswahl. In den Staaten 
Skandinaviens etwa kommen geeignete Formationen 
fast ausschließlich in Kristallingestein vor, in anderen 
Staaten überwiegen mögliche Standorte in Tongestein.

Exemplarisch stellt Abbildung 1 den zeitlichen Ablauf 
des Verfahrens für die Errichtung eines Tiefenlagers in 
Schweden dar. Es zeigt sich, dass selbst ein vergleichs-
weise zügig ablaufender Prozess, bei dem die lokale Be-
völkerung mehrheitlich positiv gestimmt war und nur 
eine Wirtsgesteinsart betrachtet wurde, ein generatio-

nenübergreifendes Vorhaben ist.

Abbildung 1: Zeitlicher Ablauf eines Tiefenlagerprojekts am Beispiel Schweden (Quelle: eigene Darstellung nach SKB 2013, 
2019). Anmerkung: „KBS-3“ ist die Bezeichnung des schwedischen Tiefenlagerkonzepts für verbrauchte Brennelemente.
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2.2 Standortauswahlverfahren und 
Endlagerung 

2.2.1 Der geplante Ablauf der Errichtung eines 
Endlagers

Im laufenden Standortauswahlverfahren Deutschlands und in 
der Nutzung eines Tiefenlagers können verschiedene Etappen 
unterschieden werden (Abbildung 2), wobei die Standortaus-
wahl nur die erste Etappe darstellt. Im September 2020 veröf-
fentlichte die BGE mit ihrem „Zwischenbericht Teilgebiete“ eine 
erste Einengung potenzieller Standortgebiete unter Anwendung 
der gesetzlich vorgegebenen Ausschlusskriterien, Mindestanfor-
derungen und Abwägungskriterien.39 Diese Teilgebiete umfas-
sen mehr als die Hälfte der Gesamtfläche Deutschlands. Der 
Zwischenbericht wurde in der Fachkonferenz Teilgebiete, dem 
ersten gesetzlich vorgeschriebenen Beteiligungsformat bei der 
Suche nach einem Standort für die tiefengeologische Lagerung 
hochradioaktiver Abfälle, öffentlich diskutiert. Die vorgebrach-
ten Vorschläge und Einwendungen sollen im weiteren Verfahren 
berücksichtigt werden. 

Nach Anwendung weiterer Kriterien und vorläufiger Sicherheits-
untersuchungen ist gemäß StandAG vorgesehen, dass die BGE 
Standortregionen vorschlägt, die übertägig zu erkunden sind. 
Diese Vorschläge werden durch das BASE geprüft und in soge-
nannten Regionalkonferenzen in den einzelnen vorgeschlage-
nen Regionen öffentlich diskutiert. Der Bundestag soll schließ-
lich darüber entscheiden, in welchen Gebieten die übertägigen 
Erkundungen erfolgen sollen. Die weitere Einengung möglicher 
Standorte anhand der Ergebnisse der übertägigen Erkundungen 
soll mindestens zwei Standorte ergeben, die – wiederum nach 
Öffentlichkeitsbeteiligung, Prüfung durch das BASE und Bundes-
tagsbeschluss – im weiteren Verlauf untertägig erkundet wer-
den. Nach Abschluss der untertägigen Erkundungen soll der 
Bundestag gemäß derzeit gültigem StandAG möglichst bis 2031 
eine definitive Standortwahl beschließen. 

An der Erreichbarkeit dieses ambitionierten Ziels werden jedoch 
immer wieder erhebliche Zweifel geäußert, möglicherweise dau-
ert dieser Auswahlprozess Jahre oder gar Jahrzehnte länger.40 
Auch die BGE kommt zu diesem Schluss und schätzte kürzlich 

39 | Vgl. BGE 2020.
40 | Vgl. Thomauske/Kudla 2016.
41 | Vgl. BGE 2022a.
42 | Vgl. BGE 2022b.
43 | Siehe EndlSiAnfV 2020, § 4 Absatz 2.
44 | Vgl. StandAG 2017.

die Verzögerung in der Standortauswahl auf rund 10 bis 35 Jah-
re.41, 42 Die Autorinnen und Autoren sehen eine moderate Verzö-
gerung im Zeitplan als gerechtfertigt an, um allen Ansprüchen 
der Öffentlichkeit an das Verfahren zu genügen. Zugleich ist 
aber wegen der begrenzten Dauer der Betriebsgenehmigungen 
für die Zwischenlager sowie auch im Sinne der Generationenge-
rechtigkeit die Dringlichkeit gegeben, das Verfahren möglichst 
rasch umzusetzen.

Die zweite Etappe, die über die Genehmigungsverfahren bis 
zur Inbetriebnahme des Endlagerbergwerks im Jahr 2051 füh-
ren soll, würde dann entsprechend später beginnen und mögli-
cherweise bis zum Ende des Jahrhunderts oder darüber hinaus 
reichen. Setzt man für die dritte Etappe, den Betrieb des Lagers 
mit der Einlagerung der Abfälle, 30 Jahre an, wie dies offiziell 
der Fall ist, würde frühestens 2080, möglicherweise aber erst 
im Laufe des 22. Jahrhunderts, die von der Endlagerkommission 
vorgeschlagene, aber im Gesetz bisher nicht festgehaltene vierte 
Etappe der Beobachtung beginnen können. Während dieser Pha-
se soll die Rückholbarkeit der Abfälle nach wie vor gewährleis-
tet sein. Dies bedingt, dass für den Fall einer Abfallrückholung 
auch Infrastrukturen und Fachpersonal vorzusehen sind, die es 
erlauben, mit den Abfällen sicher umzugehen. Anschließend 
wird nach einem derzeit nicht näher definierten Zeitraum mit 
dem Verschluss der Anlage begonnen. In Summe folgt daraus, 
dass der Zeitpunkt der Stilllegung, die das Lager „passiv und 
wartungsfrei“43 machen soll, frühestens zum Ende des 21. Jahr-
hunderts erreicht sein dürfte – je nach Verfahrensverlauf aber 
gegebenenfalls auch erst deutlich später. Ab diesem Zeitpunkt 
soll eine Bergung der Abfälle noch für 500 Jahre möglich blei-
ben.44 Im Unterschied zur Rückholung muss die Bergung zwar 
prinzipiell möglich sein, technische Infrastrukturen sind dafür je-
doch nicht anzulegen. Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass je nach Etappe sehr unterschiedliche, im Gesamtblick des 
Tiefenlagerprojekts für menschliche Planungsmaßstäbe extrem 
lange Zeithorizonte zu beachten sind.

2.2.2 Konsequenzen aus der Langfristigkeit des 
Tiefenlagerprojekts 

Aus der zeitlichen Planung des Tiefenlagerprojekts ergeben sich 
bereits kurz- und mittelfristig Konsequenzen für die Zwischen-
lagerung hochradioaktiver Abfälle. Diese verbleiben bis zur 



19

Standortsuche und Endlagerung hochradio aktiver Materialien in Deutschland

Inbetriebnahme eines Tiefenlagers in Transport- und Lagerbehäl-
tern in den Zwischenlagern, von denen einige als zentrale Ein-
richtungen angelegt sind, beispielsweise in Ahaus, Gorleben und 
Lubmin, und sich andere an Kernkraftwerksstandorten befinden. 
Mit Blick auf das Verfahren zu Standortsuche und Endlagerbau 
ist absehbar, dass der vorgesehene genehmigte Zeitraum von 
vierzig Jahren für die Aufbewahrung hochradioaktiver Abfälle 
in Castor-Behältern für einen großen Teil dieser deutlich über-
schritten wird. Die hochradioaktiven Abfälle werden womög-
lich für Jahrzehnte länger in den jeweiligen Standortgemein-
den zwischengelagert als ursprünglich vereinbart. Dies birgt ein 
gesellschaftliches Konfliktpotenzial und macht es erforderlich, 
Schutzmaßnahmen, beispielsweise gegen terroristische Angriffe, 
langfristig aufrechtzuerhalten. Zudem bleiben technische Fra-
gen zur Sicherheit und Handhabbarkeit der ausgedienten Brenn-
elemente nach langer Zwischenlagerung offen.

Die derzeitigen Planungen für das langfristige Tiefenlagerprojekt 
basieren auf der stillschweigenden Annahme, dass in Deutsch-
land über diesen Zeitraum relativ stabile politische, ökonomi-
sche und gesellschaftliche Strukturen herrschen. An gesichts der 
oben skizzierten Zeiträume kann man von einer  dauerhaft sta-
bilen Situation jedoch nicht zwingend ausgehen (siehe Infobox: 
„Langfristige gesellschaftliche Aspekte“, Kapitel 3.1.5). Mögliche 

Änderungen der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen müssen deshalb mitgedacht wer-
den. So kann etwa eine große Krise oder (Natur-)Katastrophe, 
die  Politik und Gesellschaft dazu bringt, andere Prioritäten zu 
setzen als die Fortsetzung eines nuklearen Entsorgungsprojekts, 
für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden. Der kriegerische 
Konflikt in der Ukraine zeigt deutlich, dass auch politische Ent-
wicklungen zu berücksichtigen sind, die in Europa noch vor kur-
zer Zeit als unwahrscheinlich galten. Dies belegt aber auch ein 
Blick in die wechselvolle europäische Geschichte des vergange-
nen Jahrhunderts mit ihren kriegerischen Auseinandersetzun-
gen und schweren wirtschaftlichen Krisen. Daher ist es sinnvoll, 
darüber nachzudenken, wie das Projekt „nukleare Entsorgung“ 
so robust gestaltet werden kann, dass es beispielsweise nicht 
zu einem Abbruch kommt, bevor ein weitgehend passiv sicherer 
Zustand, das heißt der sichere Einschluss der Abfälle ohne die 
Notwendigkeit einer kontinuierlichen Bewachung oder Wartung 
durch Menschen, erreicht wird. 

Die beschriebenen Konsequenzen der Langfristigkeit des Tiefen-
lagerprojekts unterstreichen die Dringlichkeit der Standort suche 
und der Errichtung eines Tiefenlagers sowie die Bedeutung 
 vorausschauender, begleitender Forschung zu soziotechni-
schen, gesellschaftlichen und naturwissenschaftlich-technischen 

Abbildung 2: Zeitskala der aktuellen Planungen zur Endlagerung hochradioaktiver Abfallstoffe in Deutschland gemäß StandAG 
und Nationalem Entsorgungsprogramm. *Die Abbildung beschreibt die aktuell im Verfahren festgelegten Planungsziele. Die von 
der BGE genannte um rund 10 bis 35 Jahre längere Dauer der Standortauswahl verschiebt den Zeithorizont der darauffolgenden 
Phasen entsprechend nach hinten (Quelle: eigene Darstellung nach BMUB 2015, BGE 2020).
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Aspekten. Das Verfahren muss zielstrebig verfolgt werden, wobei 
es dringend geboten ist, die Beteiligung der Öffentlichkeit zu ge-
währleisten sowie größte Sorgfalt bezüglich sicherheitsgerichte-
ter Maßnahmen walten zu lassen.

2.2.3 Geologische Zeiträume als Grundlage und 
Motivation für die Tiefenlagerung

In anderen Größenordnungen bewegen sich die Zeiträume, mit 
denen sich Sicherheitsuntersuchungen für ein Tiefenlager für 
hochradioaktive Abfälle befassen. Das StandAG fordert bestmög-
liche Sicherheit für Mensch und Umwelt über den Zeitraum von 
einer Million Jahren. In der öffentlichen Wahrnehmung erschei-
nen Unsicherheiten und Ungewissheiten, die mit solchen Zeiträu-
men verbunden sind, oftmals als zu groß und Sicherheitsaussa-
gen als kaum leistbar. 

Im Laufe der Jahrzehnte der Forschung zur sicheren Entsorgung 
radioaktiver Abfälle hat sich letztlich das Konzept der Tiefenlage-
rung radioaktiver Abfälle in mehreren Hundert Metern Tiefe in 
sehr alten geologischen Formationen wie Kristallingestein, Ton-
gestein und Steinsalz durchgesetzt. Es basiert auf der Idee, sich 
die Langzeitstabilität dieser geologischen Formationen zunutze 
zu machen: Veränderungen im tiefen Untergrund laufen oft sehr 
langsam und mit nur geringen Veränderungen über viele Jahr-
millionen ab. Man spricht in diesem Zusammenhang auch von 
„geologischen Zeiträumen“, die Sicherheitsaussagen und Progno-
sen zur Langzeitentwicklung des Systems erlauben. Die tiefen-
geologische Lagerung bietet darüber hinaus ein Höchstmaß an 
passiver Sicherheit. Andere Technologien, die diskutiert wurden, 
wie etwa die Entsorgung im Weltraum oder die Verbringung in 
Tiefseesedimenten, Subduktionszonen oder polarem Gletsche-
reis, konnten sich unter anderem deshalb nicht durchsetzen, weil 
weniger genau als bei den oben genannten geologischen Forma-
tionen prognostiziert werden kann, wie zuverlässig das hochra-
dioaktive Material von der Biosphäre ferngehalten werden kann.

Das StandAG zielt mit den dort genannten Kriterien und Anfor-
derungen an ein Endlager darauf ab, nur solche Formationen zu-
zulassen, für die sich nach heutigem Stand des Wissens über ei-
nen Zeitraum von einer Million Jahren keine für die Sicherheit 
nachteiligen Entwicklungen abzeichnen. Sicherheitsuntersu-
chungen setzen sich detailliert mit den Auswirkungen plausibel 

45 | Vgl. NEA 2009.
46 | Vgl. ebd.

erscheinender Szenarien auseinander, in denen unterschiedliche 
Ereignisse und Vorgänge auf ein Tiefenlagersystem einwirken. 
Auch Prozesse mit sehr geringer Eintrittswahrscheinlichkeit kön-
nen über diesen extrem langen Zeitraum relevant sein. Ein „gu-
tes“ Tiefenlagerkonzept muss sich bei solchen Betrachtungen als 
robust und resilient erweisen und auch unter ungünstigen Bedin-
gungen die gesetzten Sicherheitsziele einhalten. Dies betrifft bei-
spielsweise die Barrierewirkung, also die Be- oder Verhinderung 
des Zutritts von Fluiden zu den Abfällen beziehungsweise das 
Zurückhalten radioaktiver Substanzen, die aus den Abfallgebin-
den austreten könnten. Generell liefern Sicherheitsbewertungen 
mit einem Zeithorizont von einer Million Jahren keine absoluten 
Vorhersagen, sondern mit Unsicherheit behaftete Sicherheitsindi-
katoren zur Beurteilung von Szenarien. Diese Szenarien sollen in 
ihrer Gesamtheit das Spektrum der Entwicklungen umfassen, die 
das Tiefenlagersystem tatsächlich nehmen kann.45 Die extrem 
langfristige Bewertung mancher Aspekte ist klaren Einschränkun-
gen unterworfen. So lässt sich zum Beispiel von radiologischen 
Dosisberechnungen, die heutige Ernährungsgewohnheiten und 
klimatische Verhältnisse annehmen, nicht auf die Zukunft in 
Hunderten oder Tausenden von Jahren schließen. Die Ergebnisse 
sind hier vielmehr als Sicherheitsindikatoren zu begreifen, ohne 
den Anspruch, die realen Ernährungsgewohnheiten menschlicher 
Gesellschaften in ferner Zukunft wirklich vorhersagen zu können.

Damit bleiben bei der Auswahl des bestmöglichen Standorts 
für ein Tiefenlager Ungewissheiten und Unsicherheiten. Diese 
müssen berücksichtigt und in der Dokumentation einer Sicher-
heitsbewertung allgemein verständlich dargestellt werden.46 Im 
Allgemeinen nimmt die Prognosesicherheit mit der Länge des 
betrachteten Zeitraums ab. Gleichzeitig ist allerdings zu berück-
sichtigen, dass das Inventar verschiedener Radionuklide und die 
Radiotoxizität der Abfälle innerhalb von mehreren Hunderttau-
send Jahren durch radioaktiven Zerfall auf das Niveau natürlich 
vorkommender Uranerzlagerstätten absinken. Das bedeutet: Mit 
zunehmendem Zeithorizont steigt zwar die Unsicherheit von Si-
cherheitsbewertungen, gleichzeitig verringert sich aber auch das 
radiologische Gefährdungspotenzial des hochradioaktiven Ma-
terials. Dennoch verlangt der Bewertungszeitraum von Hundert-
tausenden Jahren auch die Berücksichtigung von Ereignissen, die 
als wenig wahrscheinlich eingeschätzt werden, wie beispielswei-
se das zukünftige unbeabsichtigte Eindringen von Menschen in 
ein vor langer Zeit errichtetes Tiefenlager. 
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2.3 Endlagerforschung in 
Deutschland

2.3.1 Die Forschungslandschaft in Deutschland

Verglichen mit der Situation in anderen Staaten stellt sich die 
Forschungslandschaft zu Themen der Tiefenlagerung in Deutsch-
land komplex dar. Auf Bundesebene waren bis 2022 drei Ministe-
rien für die Forschung zur nuklearen Entsorgung verantwortlich. 
Abbildung 3 skizziert die bis dahin gültige Aufgabenverteilung 
der nuklearen Sicherheitsforschung. Die Hauptakteure der nuk-
learen Entsorgung (siehe Infobox „Hauptakteure der nuklearen 
Entsorgung“) waren und sind dem BMU (heute BMUV) zugeord-
net und entwickeln zur Erfüllung ihrer Aufgaben direkt auf das 
konkrete Aufgabengebiet bezogene Forschungsprogramme, set-
zen diese teilweise selbst um oder geben sie in Auftrag. Daneben 
initiiert auch das NBG (in Abbildung 3 nicht aufgeführt) Studien, 
ist jedoch keine Institution der Forschungsförderung. Diese Struk-
tur wird nach den Beschlüssen der amtierenden Bundesregierung 
auch weiterhin bestehen bleiben. 

Im Rahmen des 7. Energieforschungsprogramms der Bundes-
regierung förderte das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) Forschungsvorhaben zu Themen der nuklearen 
Entsorgung, organisiert durch die von ihm beauftragten Pro-
jektträger.47 Diese Projekte lagen im Bereich der anwendungs-
orientierten Grundlagenforschung, haben jedoch auch explizit 
die Nachwuchsförderung im Sinne der von der Bundesregierung 
als notwendig erachteten Kompetenzentwicklung bei Themen 
der nuklearen Sicherheit zum Ziel.48 Thematisch treten Schnitt-
mengen mit Forschungsthemen der dem BMU zugeordneten In-
stitutionen BGE, BGZ und BASE auf. Die Projekte werden durch 
Universitäten, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und/
oder Unternehmen bearbeitet. Zudem fand Endlagerforschung 
im Rahmen der BMWi-Ressortforschung in den nachgeordneten 
Bundesämtern statt: Die Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (BGR) forscht im Bereich Geowissenschaften und 
die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) zu 
materialwissenschaftlichen Themen. 

47 | Vgl. BMWi 2021.
48 | Vgl. BMWi 2020.
49 | Vgl. Helmholtz-Gemeinschaft 2022.
50 | Vgl. BMBF 2017.
51 | Vgl. BMBF 2021.
52 | Vgl. Europäische Kommission 2021.
53 | Vgl. IGD-TP 2022.

Ende 2021 hat die Bundesregierung einige Zuständigkeiten ver-
ändert. So wurde beschlossen, die nukleare Sicherheits- und Ent-
sorgungsforschung vom BMWi (neu: Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz; BMWK) an das neue Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz (BMUV) zu übertragen. Die damit verbundenen Umsetzun-
gen und Veränderungen sind zum Zeitpunkt der Fertigstellung 
des vorliegenden Papiers im Oktober 2022 noch nicht abzusehen.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
 finanziert Forschung und Entwicklung zur nuklearen Entsor-
gung primär über die Teilfinanzierung des Forschungsprogramms 
„Nuclear Waste Management, Safety and Radiation Research 
(NUSAFE)“49 der Helmholtz-Gemeinschaft. Daneben fördert das 
BMBF ebenfalls im Rahmen des 7. Energieforschungsprogramms 
der Bundesregierung weitere Forschungsvorhaben zu Themen der 
nuklearen Sicherheit und Entsorgung, der Strahlenforschung und 
zum Rückbau kerntechnischer Anlagen (FORKA).50,  51 Die Band-
breite der Projekte reicht von sehr grundlegenden wissenschaftli-
chen Themen mit dem Ziel des Kompetenzerhalts bis hin zu sehr 
angewandten technischen Entwicklungen für Rückbautechnolo-
gien. Auch hier sind neben universitären und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen Unternehmen eingebunden. Viele der in 
Deutschland tätigen Institutionen, die in die Endlagerforschung 
eingebunden sind, haben sich in der Deutschen Arbeitsgemein-
schaft Endlagerforschung (DAEF) zusammengefunden und tau-
schen sich dort regelmäßig aus. Im Rahmen des „European Joint 
Programme on Radioactive Waste Management (EURAD)“52 ko-
operieren viele der genannten Akteure mit Partnerorganisationen 
aus dem europäischen Ausland (siehe auch Kapitel 3.2). Weitere 
internationale Forschungskooperationen bestehen im Zusammen-
hang mit Untertagelaboren sowie unter dem Dach der Technolo-
gie-Plattform „Implementing Geological Disposal of Radioactive 
Waste (IGD-TP)“,53 der NEA/OECD und der IAEA.

Auch wenn sich die drei involvierten Ministerien (siehe Abbil-
dung 3) bislang auf verschiedene Teilgebiete der Forschung und 
Entwicklung fokussierten und ihre Forschungsprogramme im Hin-
blick auf Förderarten und potenzielle Fördernehmer voneinander 
abgrenzten, waren die Grenzen nicht scharf gezogen. Die  vom 
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BMWi geförderten Forschungsprojekte beschränkten sich bei-
spielsweise nicht nur auf die anwendungsorientierte Grundlagen-
forschung (siehe Abbildung 3). Zudem kann in Universitäten und 
Hochschulen auch Auftragsforschung für Endlagerorganisationen 

54 | Vgl. BASE 2019.

erfolgen, und Forschungsinstitute in Behörden oder der Helm-
holtz-Gemeinschaft haben ebenfalls die Möglichkeit, in begrenz-
tem Umfang Forschungsthemen außerhalb der jeweiligen For-
schungsprogramme zu bearbeiten. 

Die einzelnen Institutionen – BGE, BGZ und BASE – sind dabei, 
ihre Forschungsagenden und -pläne zu erstellen beziehungsweise 
weiterzuentwickeln. Was die Forschungsförderung betrifft, fanden 
bislang Ministerien-übergreifend Ressortgespräche statt, in denen 
thematische Zuordnungen diskutiert wurden, um Überschneidun-
gen und Doppelförderungen nach Möglichkeit zu vermeiden. Zu-
dem wurden Fachgremien einberufen, um relevante Forschungs-
themen für Förderprogramme zusammenzustellen. Darüber 

hinaus nimmt das BASE für sich in Anspruch, eine koordinierende 
Rolle in der nuklearen Entsorgungsforschung einzunehme54 – al-
lerdings scheint nicht klar, wie dieser Anspruch umgesetzt wer-
den soll. In der Forschungsförderlandschaft ist zudem eine klare 
thematische Zuordnung nicht immer zu erkennen, was zu einer 
gewissen Intransparenz beiträgt. Welche Änderungen die Neusor-
tierung der Zuständigkeiten der Ministerien mit sich bringen wird, 
bleibt abzuwarten.

Abbildung 3: Aufgabenverteilung in der nuklearen Sicherheitsforschung in Deutschland bis 2022. Die Veränderungen einiger 
Zuständigkeiten durch die neue Bundesregierung Ende 2021 sind hier nicht abgebildet. So wurden die Projektförderung Reaktor-
sicherheits- und nukleare Entsorgungsforschung sowie Nachwuchsförderung mittlerweile vom BMWi (heute BMWK) in den 
Verantwortungsbereich des BMUV überführt (Quelle: eigene Darstellung nach BMWi 2021).
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Forschungskategorien

55 | Vgl. Wissenschaftsrat 2020.

Der Begriff „Forschung“ lässt sich in verschiedene Be-
reiche unterscheiden. Vor dem Hintergrund der Tiefen-
lagerforschung lassen diese sich wie folgt beschreiben:

 § Grundlagenforschung dient primär der Gewinnung 
neuen Wissens und dem verbesserten Verständnis 
der Natur und ihrer Gesetze, ohne eine unmittelbare 
Anwendung im Sinn zu haben.55

 § Anwendungsorientierte Forschung befasst sich mit 
der Umsetzung und Nutzung von Erkenntnissen aus 
der Grundlagenforschung, hier konkret mit Frage-
stellungen, die für die nukleare Entsorgung relevant 
sind und direkten Bezug dazu haben. Die Forschung 
ist jedoch nicht auf eine kurzfristige Nutzung aus-
gerichtet. Die Grenze zwischen Grundlagen- und an-
wendungsorientierter Forschung ist fließend. Dies 
zeigt zum Beispiel der Begriff der anwendungsorien-
tierten Grundlagenforschung in Abbildung 3.

 § Methodische und technische Entwicklungen sind 
für die Realisierung eines Tiefenlagers erforderlich 
und bauen auf Erkenntnissen aus der anwendungs-
orientierten und der Grundlagenforschung auf. Für 
großskalige technische Entwicklungen (zum Beispiel 
die Entwicklung von Behältern oder von Technologi-
en für Tiefenlagerbergbau, Rückholung, Monitoring 
etc.) im großen Maßstab ist die Einbindung relevan-
ter Unternehmen in Forschungs- und Entwicklungs-
programme erforderlich.

 § Demonstrationsexperimente sind erforderlich, um 
die Anwendung von Konzepten und Technologien 
bei der Realisierung eines Tiefenlagers zu erpro-
ben. Sie werden beispielsweise in Untertagelaboren 
durchgeführt.

 
In der Forschungspraxis kommt es zu Überschnei-
dungen der Teilgebiete Forschung, Entwicklung und 
Demonstration

2.3.2 Interdisziplinarität der Forschung für sichere 
Entsorgung

Die Forschung für die Tiefenlagerung hochradioaktiver Mate-
rialien ist auch deswegen herausfordernd, da sie eine Vielzahl 
verschiedener wissenschaftlicher Themengebiete umfasst. Die 
benötigte Expertise für die sowohl aus naturwissenschaftlich-
technischer als auch aus gesellschaftspolitischer Sicht äußerst 
anspruchsvolle Aufgabe der Tiefenlagerung hochradioaktiven 
Materials reicht von der Mathematik über die Naturwissenschaf-
ten (darunter Geowissenschaften, Physik, Chemie und Biologie), 
die Ingenieurwissenschaften (zum Beispiel Bergbau- und Bauin-
genieurwesen, Kerntechnik) zu den Geisteswissenschaften (Ge-
sellschafts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften).

Die Geowissenschaften mit ihren verschiedenen Fachgebieten 
stellen die Grundlagen und Methoden für die Bewertung der geo-
logischen Barrieren eines Tiefenlagers und damit die Standort-
auswahl bereit: Geologie und Geophysik liefern Erkenntnisse zu 
Struktur, Schichtung und Beschaffenheit des Untergrunds sowie 

zu tektonischen Merkmalen und geomechanischen Eigenschaf-
ten der Barrieren. Hydrogeologie und Hydrochemie treffen Aus-
sagen über die Mobilität von Wasser in geologischen Formatio-
nen und, in Verbindung mit der Radiochemie, das Verhalten von 
Radionukliden in Gesteinsschichten, während die Biogeochemie 
unter anderem die Einwirkung von korrosionsfördernden Prozes-
sen biologischer und chemischer Natur auf Behälter betrachtet. 
Die Gesamtheit der so gewonnenen Informationen führt zu der 
Zusammenstellung (Synthese) der für die Tiefenlagerung relevan-
ten geowissenschaftlichen Kenntnisse und Modellvorstellungen 
zur Region beziehungsweise zum Standort sowie einer geowis-
senschaftlichen Langzeitprognose über die künftige Entwicklung 
von Region oder Standort.

Weiterhin befassen sich Strahlenschutz-, Strahlenforschung und 
Radioökologie mit möglichen radiologischen Auswirkungen auf 
das Personal während des Endlagerbetriebs sowie auf die Bevöl-
kerung nach Lagerverschluss durch potenziell austretende Radio-
nuklide. Damit liefern sie weitere wichtige Grundlagen, um die 
Sicherheit eines Lagers bewerten zu können.
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Der Bau eines Tiefenlagerbergwerks, die Konstruktion von Behäl-
tern für hochradioaktives Material und das Design technischer 
Barrieren sind Gegenstand ingenieurwissenschaftlicher Untersu-
chungen sowie materialwissenschaftlicher Forschung. Der Um-
gang mit dem zu entsorgenden Material in den Behältern fußt 
wiederum auf der detaillierten Kenntnis aus den Nuklearwissen-
schaften, wie sich radioaktive Abfallformen und Nuklidgemische 
bezüglich Kritikalität, Strahlungsintensität, Wärmeentwicklung 
und ihrer chemischen Eigenschaften über die Zeit in Tiefenla-
gersystemen verhalten. Die Bewertung der Sicherheit eines La-
gerkonzepts erfordert die Zuarbeit aus vielen wissenschaftlichen 
Teilgebieten für eine systemische und interdisziplinäre Betrach-
tung. So werden der Bau des Lagers und das Lager selbst Rückwir-
kungen auf das Wirtsgestein haben (unter anderem mechanische 
Auswirkungen des Tunnelvortriebs, Wärmeentwicklung), sodass 
geowissenschaftliche sowie ingenieur- und materialwissenschaft-
liche Aspekte berücksichtigt werden müssen. 

Gleichermaßen wichtig sind die Wissenschaftsgebiete, die die 
gesellschaftlichen Dimensionen des Tiefenlagerprojekts betrach-
ten und mit Forschungserkenntnissen begleiten. Für den Dialog 

mit der Gesellschaft, die Beteiligung der Öffentlichkeit am Ver-
fahren und die Gestaltung von Entscheidungsfindungsprozessen 
ist Forschung in Kommunikationswissenschaft, Didaktik, Sozial-
wissenschaft, Psychologie und Rechtswissenschaft erforderlich. 
Expertise aus diesen Themenfeldern schafft die Grundlagen für 
wissenschaftliche Kommunikation und das Zusammenwirken 
von Wissenschaft und Gesellschaft auf Augenhöhe. Der Um-
gang mit Ungewissheiten, Unsicherheiten und unterschiedlichen 
Wissensebenen, wie sie in der Natur der Standortsuche liegen, 
sind wesentliche Themen an den Schnittstellen von Natur- und 
Geisteswissenschaften. 

Die Vielfalt der Themen, die einen Bezug zur Tiefenlagerung 
hochradioaktiver Abfälle haben und hier ausschnittsweise darge-
stellt wurden, macht die Notwendigkeit eines interdisziplinären 
wissenschaftlichen Forschens deutlich, um den formulierten An-
sprüchen an das Verfahren zur Standortsuche gerecht zu werden. 
Die Erfolgsaussichten eines Tiefenlagerprojekts hängen auch 
vom effektiven Zusammenwirken all dieser Wissenschaftsdiszip-
linen und -gebiete ab.
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3 Themenfelder für die 
sichere Entsorgung 
und Tiefenlagerung 
von hochradioaktivem 
Material

Wie in Kapitel 2.3 beschrieben, erfordert Forschung zur nukle-
aren Entsorgung eine stark interdisziplinär geprägte Herange-
hensweise. Themenfelder aus soziotechnischen und gesellschaft-
lichen Bereichen werden im Folgenden ebenso diskutiert wie 
naturwissenschaftlich-technische Aspekte. Diese Publikation hat 
dabei nicht den Anspruch einer umfassenden Analyse, sondern 
setzt Schwerpunkte auf Themenfelder der Endlagerforschung, 
die aus Sicht der Autorinnen und Autoren in Zukunft besonders 
relevant sein werden. Dabei wird es angesichts der zum Teil ex-
trem langen Zeiträume als sehr wichtig erachtet, die Forschung 
und die Forschungslandschaft künftig so aufzustellen, dass das 
vom Gesetzgeber geforderte lernende Verfahren gestützt und 
ein „Tunnelblick“ auf die sich stellenden Aufgaben und Proble-
me verhindert wird. Die Gestaltung der Forschungslandschaft, 
beispielsweise im Hinblick auf Interdisziplinarität, ist damit von 
wesentlicher Bedeutung, um Probleme, Gefahren oder Chancen 
im Tiefenlagervorhaben adäquat berücksichtigen zu können.

3.1 Soziotechnische und 
gesellschaftliche Aspekte

Soziotechnische Aspekte der Tiefenlagerung zeichnen sich da-
durch aus, dass in Bezug auf Problembeschreibung, Forschung, 
Methoden und Lösungsansätze technische und gesellschaftliche 
Anteile eng miteinander verzahnt sind. Eine strikte Trennung 
in technische und gesellschaftswissenschaftliche Fragen würde 
den Kern der Herausforderung verfehlen und damit zu fehlgelei-
teter Forschung und nicht zielführenden Lösungen führen. Unter 
gesellschaftlichen Aspekten werden an dieser Stelle Entwicklun-
gen und Dynamiken in der Gesellschaft verstanden, die für die 
Tiefenlagerung wichtig sind, damit diese auf Dauer bestmöglich 
sicher ist und von der Gesellschaft mitgetragen wird. Bewusst 
wird hier der Begriff der „Akzeptanz“ vermieden, der oft zu dem 

56 | Siehe StandAG 2017, § 1, Abs. 2.

falschen Eindruck führt, ein besonders positiv gezeichnetes Bild 
der Sachlage allein würde die gesellschaftliche Zustimmung er-
möglichen. Soll die Gesellschaft die Aufgabe der Tiefenlagerung 
annehmen und diese in gesamtgesellschaftlicher und generatio-
nenübergreifender Verantwortung angegangen und gelöst wer-
den, bedarf es auf Dauer mehr als „passiver“ Akzeptanz.

Das Vorgehen in der sicheren Entsorgung hochradioaktiver Ab-
fälle ist ein äußerst langfristiges und in Deutschland seit Jahr-
zehnten stark umstrittenes Vorhaben (siehe Kapitel 2.1 und 2.2): 
Es kann nur gelingen, wenn das Vorgehen und die Lösung der 
Aufgabe von der Gesellschaft generell, besonders aber von der 
Bevölkerung der Standortregion mitgetragen werden. Der Weg 
zu einer solchen gemeinsamen Willensbildung in einer demo-
kratischen Gesellschaft ist eine große Herausforderung – ganz 
besonders in Deutschland mit seiner langen Vorgeschichte des 
Widerstands gegen die Nutzung der Kernenergie. Die gemein-
same Willensbildung setzt einen kollektiven Lernprozess und 
ein sorgfältiges gemeinschaftliches Austarieren verschiedens-
ter Ansprüche voraus. Dies ist nur machbar, wenn breite Kreise 
der Gesellschaft den Entscheidungsprozess nachvollziehen und 
die geologischen sowie technischen Voraussetzungen verstehen 
können. Transparente Information und ehrliche Kommunikation 
sind daher unerlässlich. Es müssen neue Wege der Einbindung 
und Kommunikation mit den direkt Betroffenen sowie der Ge-
samtgesellschaft beschritten werden, wie es das StandAG zum 
Teil auch vorsieht. Dabei geht es um mehr als die nachträgliche 
Erläuterung von Studienergebnissen. Vielmehr sollte die Öffent-
lichkeit von Beginn der Untersuchungen an, in Zusammenarbeit 
mit dem NBG und anderen Institutionen, informiert und in die 
Entscheidungsprozesse eingebunden werden. Es darf auch nicht 
der Eindruck entstehen, dass Entscheidungen bereits gefallen 
sind und keine Mitwirkungsmöglichkeiten mehr bestehen. 

Unterschiedliche Zeithorizonte bei den sich stellenden Aufga-
ben bringen zudem unterschiedliche Herausforderungen mit 
sich. Im Folgenden werden die Themenfelder entsprechend die-
ser Zeithorizonte aufgeführt: aufsteigend von sich kurzfristig 
akut stellenden Problemen und Fragen bis hin zu langfristigen 
Überlegungen.

3.1.1 Multikriterielle Entscheidungsprozesse unter 
Ungewissheit

Das laufende Standortauswahlverfahren soll „partizipativ, wis-
senschaftsbasiert, transparent, selbsthinterfragend und lernend“ 
sein.56 Diese Kombination an Anforderungen ist methodisch 
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mehr als herausfordernd. Bereits bei recht simpel erscheinenden 
Entscheidungen wie beispielsweise, in welcher Tiefe von einem 
ausreichenden Schutz vor Erosionsvorgängen ausgegangen wer-
den kann, bedarf es einer Abwägung der Frage: Wie sicher ist 
sicher genug? Die Behandlung dieser Frage ist kaum so präzise 
und belastbar darzustellen, dass jegliche Zweifel an der Antwort 
transparent ausgeräumt werden können. 

Erheblich schwieriger wird es, die geowissenschaftlichen Ab-
wägungskriterien gemäß Paragraph 24 StandAG anzuwenden. 
Denn diese Kriterien sind teilweise untereinander nicht ver-
gleichbar oder überlappen sich, ohne dass Gewichtungsfaktoren 
vorgegeben sind.57 Das betrifft insbesondere die vorläufigen Si-
cherheitsuntersuchungen, die gemäß StandAG und Endlagersi-
cherheitsuntersuchungsverordnung (EndlSiUntV) in jeder Phase 
des Standortauswahlverfahrens für die zu betrachtenden Regio-
nen beziehungsweise Standorte durchzuführen sind. Sie tragen 
zur Entscheidungsfindung bei, indem sie eine Bewertung dahin-
gehend liefern, inwieweit die einschlägigen Sicherheitsanforde-
rungen voraussichtlich erfüllt werden können. Weiterhin sollen 
Aussagen zur Relevanz der Abwägungskriterien im jeweils kon-
kreten Fall abgeleitet werden. 

Anwendung und Präzisierung von Abwägungskriterien bedürfen 
daher ebenfalls einer unabhängigen wissenschaftlichen Beglei-
tung. Die Komplexität des Standortauswahlverfahrens und sei-
ner Abläufe muss so dargestellt werden, dass sie von der Öffent-
lichkeit nachvollzogen werden kann. Viele Abwägungen – dies 
zeigt ein Blick in die Liste der Abwägungskriterien – erfordern 
dabei zum Teil geowissenschaftliches Fachwissen und geotech-
nische Kenntnisse über Barrieren. Es müssen jedoch auch die 
Gewichtungen der verschiedenen Kriterien nach qualitativer 
Argumentation unter Heranziehung sozialer und ethischer Fra-
gen geklärt werden. Ein Beispiel dafür ist die Verteilung mög-
licher Schadensszenarien auf einer Zeitachse, die verdeutlicht, 
dass jeweils verschiedene Generationen unterschiedlich von ei-
nem Schadensfall betroffen sein könnten. Der fachlich adäquate 
und ethisch verantwortungsvolle Umgang mit den teils großen 
Unsicherheiten bis hin zum Nichtwissen sowie der Dissens zwi-
schen Fachleuten bedürfen besonderer wissenschaftlicher wie 
auch kommunikativer Aufmerksamkeit, um überhaupt erst eine 

57 | Im StandAG sind elf geowissenschaftliche Kriterien aufgeführt. Es wird jedoch nicht erläutert, wie eine Abwägung zwischen diesen Kriterien er-
folgen soll. Ein Beispiel: Ein Untersuchungsraum A weist im Vergleich zu einem anderen Untersuchungsraum B für das Kriterium des Rückhalte-
vermögens für Radionuklide ungünstigere Eigenschaften auf. Andererseits liegen günstigere Eigenschaften für Untersuchungsraum A in Bezug 
auf das Kriterium des Wasserangebots und der Grundwasserbewegungen vor. Beide Kriterien stehen in unmittelbarem Zusammenhang für eine 
Bewertung, Vorgaben für eine Abwägung liegen jedoch nicht vor (vgl. Entsorgungskommission 2021 für weiterführende Informationen).

58 | Vgl. BGE 2020.
59 | Vgl. NBG 2020.
60 | Vgl. NBG 2021.

transparente Diskussion zu ermöglichen. Dass hier Forschungs- 
und Entwicklungsbedarf besteht, bestätigen die Rückmeldun-
gen aus den Fachkonferenzen mit der interessierten Öffent-
lichkeit zum von der BGE im September 2020 veröffentlichten 
„Zwischenbericht Teilgebiete“.58 In den Rückmeldungen werden 
die verwendeten Verfahren in vielen Punkten als schwer ver-
ständlich dargestellt und als nicht nachvollziehbar kritisiert, ins-
besondere für wissenschaftliche Laien.59, 60

Es geht daher darum, eine unabhängige Methodenentwicklung 
zur Vorbereitung auf künftige Anforderungen im Standortaus-
wahlverfahren zu fördern. Ein wesentlicher Punkt ist dabei, Ent-
scheidungen unter Zugrundelegung der Abwägungskriterien so 
transparent abzuleiten, dass der Verdacht politischer Einflussnah-
me oder Willkür so weit wie irgend möglich ausgeschlossen wer-
den kann. Dies bedarf einer eigenen Methodik jenseits der exis-
tierenden Bewertungsverfahren, die unterschiedliche Kriterien 
berücksichtigt. Hierzu gehören insbesondere eine Abwägungs-
methodik in Wertkonflikten und unter hoher Unsicherheit sowie 
Darstellungsmethoden für komplexe Abwägungsverfahren und 
deren gedanklichen Grundlagen beziehungsweise deren argu-
mentativen Prämissen. Diese müssen nicht nur transparent, son-
dern auch verständlich sein, damit sie für partizipative Prozesse 
aussichtsreich genutzt werden können. Die Beteiligung unterliegt 
ohnehin bereits den besonderen Bedingungen des Tiefenlager-
projekts: dem bestehenden gesellschaftlichen Konflikt, der hohen 
Interdisziplinarität sowie unterschiedlicher Vertrautheit mit wis-
senschaftlicher Sprache und dem Umgang mit Unsicherheiten.

Die Entwicklung neuer Methodik kann auf dem Stand der Wis-
senschaft aufbauen. Zur Abwägung ist hier insbesondere die 
multikriterielle (das heißt unterschiedliche Kriterien berücksichti-
gende) Entscheidungsanalyse (Multiple-Criteria Decision Analy-
sis, kurz: MCDA) als Stand der Technik zu nennen, einschließlich 
der vielfach dokumentierten Kenntnis ihrer Schwächen (siehe 
Kapitel 3.2). Sie kann für die Bewertung der geotechnischen Eig-
nung wie auch der gesellschaftspolitischen Resonanz von Stand-
ortkandidaten genutzt werden. Ebenfalls zu nennen sind inte-
grative Verfahren der Nachhaltigkeitsbewertung, in denen es 
ähnliche Erfahrungen im Umgang mit Abwägungen sowie Ge-
wichtungskonflikten gibt. Hinter Gewichtungskonflikten stehen 
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oft unterschiedliche Werte, unterschiedliche Vorstellungen über 
die Gewichtung der Kriterien, aber auch unterschiedliche, di-
vergierende Einschätzungen zum Wissensstand sowie vonei-
nander abweichende Annahmen über mögliche Schadens-
szenarien. Integrative Verfahren werden häufig in partizipative 
Verfahren eingebettet. Insbesondere die Festlegung der Gewich-
tungsfaktoren bedarf der partizipativen Absicherung unter Mit-
wirkung der beteiligten gesellschaftlichen Gruppen.

Bei der Entwicklung einer Abwägungsmethodik müssen unter-
schiedliche Wissenschaftsgebiete zusammenwirken, so etwa 
Geowissenschaften und Geotechnik, Nachhaltigkeitsforschung, 
Sicherheitsanalyse, Entscheidungstheorie und Ethik, Konfliktfor-
schung, Wissenschaftssoziologie, Kommunikationswissenschaft, 
Informatik (beispielsweise zur Visualisierung komplexer Prozes-
se) und Technikfolgenabschätzung. Zu Teilfragen der dargestell-
ten Herausforderungen plant die BGE bereits Auftragsforschung.

3.1.2 Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Umsetzung 
von Großprojekten 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist eine zentrale Anforderung im 
Rahmen der Standortsuche. Entsprechend listet das BASE in sei-
ner Forschungsagenda61 unter Punkt 6.1 die Öffentlichkeitsbe-
teiligung auf, jedoch ohne dass ersichtlich wird, ob der Einbezug 
von Fallbeispielen aus dem nicht nuklearen Bereich hier vorge-
sehen ist. Es gibt bekanntlich zahlreiche Infrastrukturprojekte, 
beispielsweise Flughäfen, Tagebaue, Stromübertragungsleitun-
gen und Kraftwerke, die mit Akzeptanzproblemen zu kämpfen 
hatten und zu denen auch Berichte und Studien über Partizi-
pationsprojekte vorliegen. Öffentlichkeitsbeteiligung wurde bei 
technischen Projekten in den letzten circa zwanzig Jahren viel-
fach praktiziert und erforscht, häufig motiviert durch schlech-
te Erfahrungen bei Planungen ohne besondere Beteiligung, wie 
beispielsweise beim Projekt Stuttgart 21. Auf diesen Erfahrun-
gen und der bisherigen Öffentlichkeitsbeteiligung im Standort-
auswahlverfahren sollte aufgebaut werden, um Modelle der Be-
teiligung so weiterzuentwickeln, dass sie in der Lage sind, den 
starken Vertrauensverlust aus der Vergangenheit (siehe Kapi-
tel 2.1) zu überwinden. 

Die Rahmenbedingungen der Öffentlichkeitsbeteiligung haben 
sich in Zeiten der Coronapandemie deutlich verändert, und de-
ren Auswirkungen auf die Öffentlichkeitsbeteiligung müssen 
detailliert betrachtet werden. Bereits jetzt zeigt sich, dass die 

61 | Vgl. BASE 2019.
62 | Siehe ebd., S. 63 u. 66.
63 | Vgl. NBG 2020.
64 | Vgl. NBG 2021.

pandemiebedingte weitgehende Beschränkung auf digitale For-
mate Anpassungsschwierigkeiten zur Folge hatte, die das Auf-
rechterhalten eines echten Dialogs erschwerten. Gleichzeitig 
ermöglichen digitale Beteiligungsformate einen niedrigschwel-
ligen Zugang, da die Teilnahme ohne Anreise und entsprechen-
den Aufwand möglich ist. Bei der Entwicklung und Evaluation 
pandemiefester Beteiligungsverfahren sind vor allem Sozial- und 
Kommunikationswissenschaften sowie die Psychologie gefragt, 
aber auch technische Wissenschaften, die beispielsweise zur 
Nutzerfreundlichkeit digitaler Beteiligungsplattformen beitra-
gen können.

3.1.3 Förderung von interdisziplinärem und 
innergesellschaftlichem Dialog

Als wichtige Forschungsthemen im Bereich Öffentlichkeitsbe-
teiligung nennt das BASE in seiner Forschungsagenda  2019 
„Umgang mit Ungewissheiten, Unsicherheiten und fehlendem 
Wissen“ sowie „Didaktik und Formate […] adressorientierter 
Wissensvermittlung“.62 Für die geforderte Partizipation der Be-
völkerung ist eine verständliche Kommunikation auf Augenhöhe 
mit Laien eine unerlässliche Vorbedingung, die allerdings noch 
längst nicht immer erfüllt wird. So gab es vielfältige Kritik nach 
der Veröffentlichung des Zwischenberichts und dessen Präsen-
tation, die im Rahmen der Auftaktveranstaltung zur Fachkon-
ferenz für alle interessierten Bürgerinnen und Bürger im Herbst 
2020 stattfand. Trotz „guten Willens“ seien einige Inhalte für 
„normale“ Bürgerinnen und Bürger kaum verständlich gewe-
sen.63, 64 Für eine Diskussion auf Augenhöhe müssen die jewei-
ligen Sachverhalte und Erkenntnisse der Disziplinen auch Laien 
vermittelt werden. Ziel muss sein, Inhalte in einer Tiefe begreif-
bar zu machen, dass Laien in zentralen Punkten gleichberechtigt 
mit den Fachleuten diskutieren und tatsächlich mitentscheiden 
können. Die interdisziplinäre und gewissermaßen interkulturelle 
Diskussionskultur ist so zu organisieren und zu gestalten, dass 
die demokratische Willensbildung wirklich zum Tragen kommen 
kann. Dies ist angesichts des unterschiedlichen Vorwissens und 
variierender Interessen eine schwierige Aufgabe.

Es ist deshalb zu empfehlen, dieses Thema des interdisziplinären 
und innergesellschaftlichen Dialogs möglichst breit und auch 
außerhalb des BASE besser zu erforschen sowie die damit befass-
ten Akteure miteinander zu vernetzen. Dies hat letztlich in un-
serer wissenschaftsgetriebenen Welt weit über die Kerntechnik 
hinaus Bedeutung – man denke an die vielfältigen Diskussionen 
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in der Coronapandemie. Damit wäre auch die Möglichkeit ge-
geben, die entsprechende Forschung des BASE unabhängig zu 
bewerten. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der Entwick-
lung geeigneter Programme zur Ausbildung von Fachleuten so-
wie zur Vermittlung von Kenntnissen an Laien im Umgang mit 
und in der Kommunikation von Risiken, Ungewissheiten, Un-
sicherheiten und fehlendem Wissen. Solche kommunikativen 
 Fähigkeiten werden zunehmend gebraucht und kommen der ge-
samten modernen Wissensgesellschaft zugute.

3.1.4 Selbsthinterfragendes System

Die am Standortauswahlverfahren beteiligten Institutionen sol-
len gemäß StandAG ein über viele Jahrzehnte funktionieren-
des selbsthinterfragendes System65 bilden, um die Entstehung 
einer kritikfreundlichen Kultur zu fördern. Hierdurch soll auch 
verhindert werden, dass Betriebsblindheit das Verfahren beein-
trächtigt: Die langen Zeithorizonte eines Tiefenlagervorhabens 
können dazu beitragen, dass in den beteiligten Institutionen 
unabsichtlich abgeschottete Mentalitäten entstehen können. 
Um dieser Herausforderung zu begegnen, müssen Mechanis-
men entwickelt und erforscht werden, die gewährleisten, dass 
die beteiligten Akteure ihr Handeln intern und im gegenseiti-
gen Austausch fortwährend hinterfragen. Zudem muss das Hin-
terfragen durch Politik und Zivilgesellschaft ermöglicht und ge-
fördert werden. Die Selbsthinterfragung darf außerdem nicht 
vor bereits genutzten Technologien haltmachen und muss de-
ren Eignung im Vergleich zu konkurrierenden und möglicher-
weise sich neu entwickelnder Alternativen unvoreingenommen 
untersuchen. Weiterhin sind Wechselwirkungen zwischen tech-
nischen Entwicklungen und menschlichem Handeln zu beach-
ten, um mögliche kontraproduktive Systemeffekte frühzeitig zu 
erkennen, die sich daraus ergeben können. Auch individual- und 
organisationspsychologische Faktoren sind zu beachten, insbe-
sondere, was die Ausbildung und Aufrechterhaltung einer „Will-
kommenskultur für Kritik“ betrifft. Die Notwendigkeit der Selbst-
hinterfragung und Offenheit gegenüber sachlicher Kritik kann 
technisch unterstützt werden: Denkbar wäre beispielsweise eine 
durch Verschlüsselung anonymisierte Plattform, die es internen 
Kritikerinnen und Kritikern ermöglicht, ihre Bedenken in Diskus-
sion zu bringen, ohne selbst negative Auswirkungen befürchten 
zu müssen. Sie könnte zum Beispiel als Bestandteil einer parti-
zipativen Begutachtung („Participatory Peer Review“) von einer 
unabhängigen Einrichtung finanziert und moderiert werden, die 
dann auch eine Auswertung vornimmt und Reaktionen auf ge-
äußerte Kritik anstößt.

65 | Vgl. StandAG 2017.
66 | Vgl. BGE 2020.

Ein besonderes Augenmerk muss auf die Entstehung möglicher 
technischer wie auch politischer oder mentaler Pfadabhängig-
keiten gelegt werden. Diese können sich einerseits im Voran-
schreiten des Verfahrens als notwendig erweisen, andererseits 
jedoch auch zu Festlegungen führen, die die Selbsthinterfra-
gung erschweren können. Psychologisch herausfordernd und ge-
gebenenfalls auch mit hohen Kosten verbunden wäre es, wenn 
die Betreiber des Standortauswahlverfahrens nach jahrelangem 
Aufwand aufgrund von veränderten Umständen und deren Ab-
wägung über Rücksprünge im Verfahren oder gar über komplet-
te Pfadwechsel nachdenken müssten. 

Zu unterscheiden ist zwischen der grundsätzlichen und langfris-
tigen Sicherstellung institutionellen Lernens einerseits und der 
Auseinandersetzung mit kurzfristig im Verfahren aufkommen-
den dringenden Fragestellungen andererseits. Bereits die Gestal-
tung des Verfahrens in der Endlagerkommission machte Lernen 
in vielen Bereichen notwendig. So galt es vor allem, die Erfahrun-
gen aus den vorangegangenen Anläufen und Vorgängen im Zu-
sammenhang mit dem geplanten Endlager Gorleben zu nutzen. 
Konkrete Fragen stellen sich im laufenden Verfahren ständig, 
so beispielsweise aufgrund der nicht vorhergesehenen Situation, 
dass im Zwischenbericht der BGE ein unerwartet hoher Anteil 
von 54 Prozent der Fläche Deutschlands als Teilgebiete ausge-
wiesen werden: Diese sollen im Rahmen der Standortsuche für 
ein Endlager für hochradioaktive Abfälle weiter betrachtet wer-
den. Manche davon eignen sich aufgrund des Vorkommens meh-
rerer potenzieller Wirtsgesteinsformationen mehrfach.66 Auch 
die mit der Coronapandemie verbundene Notwendigkeit, alle 
Präsenzveranstaltungen der Beteiligung durch Onlineformate er-
setzen zu müssen, zog unmittelbare Lernprozesse nach sich (sie-
he Themenfeld „Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Umsetzung 
von Großprojekten“).

Es ist zudem ein Unterschied, ob durch spontan auftretende Ver-
änderungen von Situationen „im Verfahren gelernt wird“ oder 
ob „das Verfahren selbst lernt“. Die Forderung nach Reversibili-
tät, das Aufgreifen von sich möglicherweise in Zukunft neu ent-
wickelnden anderen Optionen für den Verbleib der Abfälle und 
ähnliche Szenarien würden sich nicht kurzfristig bearbeiten las-
sen. Dies verdeutlicht die Notwendigkeit einer vorbereitenden, 
vorausschauenden und vor allem unabhängigen Forschung, die 
keine Rücksicht auf bestehende Pfade nehmen muss. Diese For-
schung sollte auch Wege aufzeigen, wie mit Zielkonflikten des 
selbsthinterfragenden Systems transparent umzugehen ist. Ei-
nerseits sind Rechts- und Verfahrenssicherheit zu gewährleisten 
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und bedürfen fester Regeln, andererseits müssen aber Regel-
änderungen angesichts des infrage stehenden Zeithorizonts 
möglich sein und sind im Sinne des Lernens auch zu fordern. 
Wenn durch Lernen und Selbsthinterfragung Regelungen geän-
dert werden, muss dies mit Transparenz, Kommunikation und 
Partizipation einhergehen, um den Verdacht der Unredlichkeit 
oder Willkür zu vermeiden. Eine mögliche Verfahrensweise könn-
te sein, zu bestimmten Zeiten Haltepunkte zu definieren, an de-
nen anhand von festzulegenden, auf Sicherheit gerichteten Kri-
terien Entscheidungen über Änderungen zu treffen sind. 

In diesem Themenfeld geht es um interdisziplinäre Fragestellun-
gen, für deren Bearbeitung der Wissensbestand der Individual- 
und Organisationspsychologie aus anderen sicherheitsrelevan-
ten Bereichen, beispielsweise aus der Luft- und Raumfahrt oder 
der Arbeitssicherheit, relevant ist. Gleichzeitig sind Methoden 
zur Entscheidungsunterstützung (Operations Research), System-
technik, Systemforschung, Organisationssoziologie, Psychologie, 
Sozialwissenschaften und Komplexitätsforschung gefragt, und 
zwar häufig in Kooperation mit technischen Disziplinen. Denn 
die Selbsthinterfragung betrifft auch die technischen und natur-
wissenschaftlichen Entscheidungen, die Abwägung alternativer 
Optionen im Falle von Rücksprüngen im Verfahren oder die Wei-
terentwicklung von im StandAG zunächst formulierten Kriterien, 
die zum Standort mit der bestmöglichen Sicherheit führen sol-
len. Im Falle neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse besteht hier 
gegebenenfalls Anpassungsbedarf, der im Konflikt steht mit der 
aus Vertrauens- und Gleichbehandlungsgründen gewünschten 
Stabilität des derzeitigen Kriteriensatzes. Der Prozess des Ler-
nens und Selbsthinterfragens muss auch den regelmäßigen Ab-
gleich mit dem internationalen Stand des Wissens einschließen.

3.1.5 Langfriststrategie und Governance 

Wie in Kapitel 2.2 ausgeführt, sind Standortsuche, Errichtung, 
Betrieb und ordnungsgemäße Stilllegung eines Tiefenlagers ein 
viele Jahrzehnte dauernder Prozess. Es ist eine Herausforderung 
für jede Gesellschaft, derartig langfristige Prozesse erfolgreich 
und stabil zu gestalten, dabei gleichzeitig lernfähig zu bleiben 
und angepasst zu handeln. Dies gilt generell auch für andere 
langfristige Prozesse wie etwa die Energiewende. Besondere He-
rausforderungen der Entsorgung des hochradioaktiven Materi-
als ergeben sich aus der Problematik der Zwischenlagerung über 
bislang genehmigte Zeiträume hinaus sowie der Möglichkeit von 
Rücksprüngen im Verfahren, die einen teilweisen Neustart ab 
einem bestimmten Stadium erforderlich machen würden. Diese 

67 | Siehe BASE 2019, S. 65.
68 | Vgl. Voß et al. 2011.
69 | Vgl. KIT 2021.

besonderen Herausforderungen bedürfen einer entsprechen-
den Langfriststrategie und Governance, also bestimmter Orga-
nisationsstrukturen und Prozesse, die Lernfähigkeit, Rücksprün-
ge und Umsteuern erlauben, ohne das Ziel aus dem Blick zu 
verlieren (siehe Kapitel  3.1.4). Hierbei sind technische Fragen 
(wie Forschungs- und Entwicklungsbedarf, Zeitbedarf für Ent-
wicklungen), naturwissenschaftliche Fragen (wie Datenbedarf, 
Entwicklung von neuen und schnellen Erhebungsmethoden, 
Modellierung) und gesellschaftliche Fragen (wie Bestimmung 
der Kriterien für Rücksprünge und Umsteuerungen sowie deren 
Finanzierung) miteinander verschränkt. Die Motivation für die 
vertiefte Behandlung einer entsprechenden Langfriststrategie 
und Governance wird erschwert durch die besondere Herausfor-
derung, dass mit der bestmöglich sicheren Tiefenlagerung nur 
die Minimierung möglicher Schäden verbunden ist, aber keine 
positive Vision wie bei Transformationsprozessen, etwa der Ener-
giewende oder der Digitalisierung. Anders ausgedrückt: Die Be-
seitigung von Altlasten ist nicht sehr attraktiv, was dann beson-
ders ins Gewicht fällt, wenn sie sich auch noch über Jahrzehnte 
hinzieht. Andererseits kann die Herausforderung, sich mit einem 
bisher ungelösten gesellschaftlichen Problem zu beschäftigen, 
auch motivierend wirken. Diesen Aspekt gilt es, in der Kommuni-
kation verstärkt zu betonen. 

Zur Langfriststrategie gehört im weiteren Sinne auch das Thema 
der Wissensweitergabe. Klassische Verfahren der Wissensspei-
cherung kommen über die erforderlichen Zeiträume hinweg nicht 
infrage. Da das BASE in seiner Forschungsagenda den Punkt 
„Informationsmanagement und Langzeitdokumentation“67 auf-
genommen hat, der sich im Wesentlichen mit diesen Fragen be-
schäftigen dürfte, verfolgen wir hier dieses Thema nicht weiter.

Die Entwicklung von Langfriststrategien und entsprechender 
Governance ist kein etabliertes Forschungsfeld. Im Tiefenlager-
bereich wird üblicherweise mit Plänen gearbeitet, die zeitlich nur 
aufgehen, wenn bestimmte Annahmen zutreffen, etwa die Annah-
me, dass im Jahr 2031 eine Standortauswahl getroffen ist. Dem-
gegenüber umfasst eine flexible Langfriststrategie und Gover-
nance den Umgang mit unvorhergesehenen Entwicklungen und 
neuen Erkenntnissen sowie daraus entstehende Möglich keiten 
und Notwendigkeiten des Lernens (siehe Themenfeld „Selbst-
hinterfragendes System“). Hier können aus dem Forschungs-
feld der nachhaltigen Entwicklung Erkenntnisse und Methoden 
übernommen werden.68 Auch einige Ansätze in anderen Berei-
chen liegen vor, so etwa Konzeptansätze für die Energiewende 
aus dem Kopernikus-Projekt Energiewende-Navigationssystem.69 
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Gleichwohl gilt es, zunächst andere Langzeitvorhaben systema-
tisch aufzuarbeiten, um sodann darauf aufbauend passend zur 
Standortsuche Strategien und Steuerungsmechanismen zur Sta-
bilisierung des Vorhabens zu entwickeln. Diese können die not-
wendige Stabilität und Verlässlichkeit des Verfahrens mit den 
Erfordernissen der gewünschten Flexibilität zum Zwecke des 
Lernens ausbalancieren. Unerwünschte Pfadabhängigkeiten 
können so frühzeitig erkannt und vermieden werden. Auch so-
zialpsychologische Unterstützung von Langzeitmotivation, der 
Aufbau einer Methodik zur vorausschauenden Erkennung von 
Forschungs- und Entwicklungsbedarfen sowie die Entwicklung 

70 | Vgl. Gigerenzer 2013.
71 | Eingeladen und beteiligt waren Prof. Dr. Thomas G. Kirsch, Konstanz; Prof. Dr. Frank Nullmeier, Bremen; Prof. Dr. Andreas Reckwitz, Berlin; Prof. Dr. 

Hartmut Rosa, Jena; Prof. Dr. Uwe Schimank, Bremen und Prof. Dr. Peter Strohschneider, München.

von „Risikokompetenz“70 bei Handelnden und Bevölkerung müs-
sen Elemente der Langzeitstrategie und Governance sein. 

Zu einer Langzeitstrategie im umfassenden Sinn gehört auch die 
Betrachtung allgemeiner gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, 
die das Projekt in einigen Jahrzehnten oder noch später prägen 
könnten. Da dieses Gebiet kaum erforscht ist und die Entwicklun-
gen nicht prognostiziert werden können, hat die Arbeitsgruppe 
eine Runde von Sozial- und Kulturwissenschaftlern gebeten, sich 
zu dieser Problematik Gedanken zu machen. Die entsprechenden 
Überlegungen finden sich in untenstehender Infobox.

Langfristige gesellschaftliche Aspekte

Dieser Text wurde zwischen Oktober 2021 und Januar 
2022 erarbeitet und im März 2022 leicht ergänzt. 

Auf Einladung der Arbeitsgruppe hat sich eine externe 
Gesprächsrunde von Sozial- und Kulturwissenschaftlern71 
mit der Frage beschäftigt, was sich heute über die mögli-
che Variationsbreite der gesellschaftlichen Bedingungen 
in mittlerer und fernerer Zukunft aus wissenschaftlicher 
Sicht überhaupt sagen lässt. Dies erfolgte vor dem Hin-
tergrund, dass angesichts der Langfristigkeit eines Tie-
fenlagerprojekts (siehe Kapitel 2.2) unterschiedliche 
gesellschaftliche Entwicklungen auf die Tiefenlagerplä-
ne, auf die Suche nach einem geeigneten Standort und 
auf das Tiefenlager selbst zurückwirken können. Die Ge-
sprächsrunde gibt Folgendes zu bedenken:

Gesellschaften sind durch ein Ineinander von perma-
nentem Strukturwandel einerseits und der Reproduk-
tion bestimmter struktureller Eigenschaften anderer-
seits charakterisiert. Moderne Gesellschaften zeichnen 
sich grundsätzlich dadurch aus, dass in ihnen sozialer 
Wandel – auf sämtlichen Ebenen – für unvermeidlich 
oder sogar erstrebenswert gehalten wird. Zugleich ha-
ben bestimmte Grundmuster, etwa des kapitalistischen 
Wirtschaftens oder von neuzeitlicher Staatlichkeit, über 
längere Phasen hinweg Bestand und erscheinen dann 
als Grundmerkmale der „Moderne“. Wie sich Kontinui-
täten und Diskontinuitäten in Zukunft jeweils konfigu-
rieren werden und wie stabil oder veränderlich diese 
gesellschaftlichen Konfigurationen dann über welche 

Zeiträume hinweg sind, ist grundsätzlich nicht prognos-
tizierbar. Man kann daher der auch in den Sozialwissen-
schaften lange Zeit kultivierten Kontinuitätsannahme 
nicht folgen, wonach bestimmte Grundmuster – etwa 
des Parlamentarismus, der Selbstkontrolle der Individu-
en, der funktionalen Differenzierung – auf Dauer un-
antastbar beziehungsweise unveränderlich wären und 
hier eine Art Sperrklinkeneffekt ein „Zurück“ unmög-
lich machen würde. Vielmehr gilt: Gesellschaften sind 
zu komplex, und die unbeabsichtigten Effekte scheinbar 
begrenzter Wirkungszusammenhänge können zu unbere-
chenbar sein, als dass sich zukünftige gesellschaftliche 
Strukturen, Ordnungen oder Entwicklungen auch nur 
mittelfristig verlässlich vorhersagen ließen. Dies weiß 
man nicht zuletzt aus der Geschichte von Zukunftsprog-
nosen: Wir leben in Gesellschaften, deren soziale Struk-
turen, Rationalitäten, Kommunikationsformen, Norma-
tivitäten, Weltdeutungen und vieles andere mehr noch 
vor 100 oder 500 Jahren völlig unvorstellbar waren und 
nicht hätten vorhergesagt werden können. Wie schnell 
und unvermittelt sich Rahmenbedingungen ändern kön-
nen, zeigen die Coronapandemie seit 2020 und jüngst 
auch die „Zeitenwende“ von Ende Februar 2022, zu der 
der brutale russische Krieg gegen die Ukraine geführt 
hat und die die Verteidigungs- und die Energiesituation 
schlagartig und tiefgreifend verändert hat. Auch wenn 
hier (noch) nicht von einem grundlegenden gesellschaft-
lichen Wandel zu sprechen ist, dürften die Folgen kaum 
absehbar sein.
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Gleichwohl versteht sich, dass Institutionen und Indivi-
duen in der sozialen Welt notwendigerweise Zukunfts-
erwartungen hegen, an denen sie ihr Handeln ausrich-
ten. Auch komplizierten technischen Systemen für den 
Umgang mit hochradioaktivem, langlebigem Material 
wie Tiefenlagervorhaben liegen unvermeidlich bestimm-
te Zukunftsvorstellungen implizit oder explizit zugrunde. 
Die große Herausforderung besteht also darin, über Zu-
künfte nachzudenken und zukünftiges Handeln zu pla-
nen, obwohl man weiß, dass über gesellschaftliche Zu-
künfte keine belastbaren Aussagen getroffen werden 
können.

Die Gesellschafts- und Kulturwissenschaften haben 
also sachliche Gründe für Skepsis gegenüber der Erwar-
tung, sie könnten derartige tragfähige Aussagen über 
zukünftige Gesellschaften formulieren. Allerdings ist 
gesellschaftstheoretisch zugleich davon auszugehen, 
dass es grundsätzlich keine „rein technischen“ Lösun-
gen für Probleme geben kann, die sich der Gesellschaft 
stellen, auch nicht für die Tiefenlagerproblematik, weil 
jede Technik unter bestimmten gesellschaftlichen Be-
dingungen hergestellt, eingesetzt und unterhalten, also 
gesellschaftlich institutionalisiert wird. Für die Aufgabe 
der langfristigen Lagerung von hochradioaktivem Ma-
terial bedeutet dies, dass eine Lagerstätte nicht allein 
technisch versiegelt werden muss, sondern dass zugleich 
jede Entsiegelung auch sozial unterbunden und vor ih-
ren Gefahren gewarnt werden muss. Wie dies mittel- und 
langfristig geschehen könnte, ist offen.

Die gesellschaftliche Bedingtheit jedes derzeit vorstell-
baren Handlungsansatzes zeigt das nachfolgende Ge-
dankenexperiment. Es geht unter der Voraussetzung 
gänzlicher Unsicherheit über zukünftige gesellschaft-
liche Kontinuitäten und Diskontinuitäten von zwei ge-
genläufigen Denkansätzen aus: der gesellschaftlichen 
Exklusion beziehungsweise Inklusion eines Tiefenlagers.

Exklusion: 
Der erste Denkansatz setzt darauf, die Lagerstätte als 
hermetisch dichte „Einkapselung“ von möglichen gesell-
schaftlichen Veränderungen zu entkoppeln. Dies könnte 
einerseits durch politisch initiierte Abkapselung versucht 
werden, also durch die Einrichtung von Zugangsbarrie-
ren physischer und rechtlicher Art. Die Lagerstätte wäre 
nach nicht änderbaren Regeln und Verhaltensweisen 

verfasst und vor Zugriffsversuchen aller Art dauerhaft 
geschützt. Andererseits könnte die Exklusion der Lager-
stätte durch kulturelle Abkapselung oder „Repulsion“ 
auf Basis eines gesellschaftlichen Reflexes angestrebt 
werden, der die Qualität und Kraft einer Tabuisierung 
hat. Der Zugang zur Lagerstätte müsste als völlig aus-
geschlossen gelten; schon der Wunsch, sich Zugang zu 
verschaffen, dürfte gar nicht erst aufkommen. In dieser 
Weise würde die Sonderstellung des Tiefenlagers – gege-
benenfalls auch ohne politisch-rechtliche Abkapselung – 
über lange Zeitverläufe hinweg durch kulturelle Tradie-
rung eines Tabus gesichert werden.

Inklusion: 
Der alternative Denkansatz rechnet damit – und lässt 
 willentlich zu –, dass das Lager für hochradioaktives 
Material nicht absehbaren gesellschaftlichen Verände-
rungen ausgesetzt bliebe. Technologische Neuerungen 
könnten ebenso wie soziale und politische Umstrukturie-
rungen die künftige Gestaltung des Tiefenlagers beein-
flussen; womöglich würde man sogar auf das Konzept 
einer irreversiblen Verschließung des Lagers verzich-
ten. Zentral für einen solchen Ansatz ist, dass die Ge-
sellschaft stets zwischen potenziell nützlichen Lernfort-
schritten und riskanten gesellschaftlichen Regressionen 
(„Verlernen“) zu unterscheiden in der Lage ist. Indes: 
Darf man erwarten, dass künftige Gesellschaften eige-
ne Regressionen als solche erkennen – und nicht etwa 
fälschlich als Lernfortschritte begreifen? Jedenfalls un-
terstellt dieser Denkansatz, dass eine derartige Erwar-
tung begründbar sei.

Diese hypothetische Skizze zeigt, dass gesellschaftli-
che Exklusions- wie Inklusionsansätze für eine langfris-
tig funktionstüchtige Lagerstätte für hochradioaktives 
Material sehr starke, zugleich aber höchst unsichere 
Annahmen über staatlich-politische und kulturell-nor-
mative Kontinuitäten treffen müssen. Unvermeidlicher 
Weise laufen bestimmte Annahmen über zukünftige Ge-
sellschaftsstrukturen (zum Beispiel hinsichtlich der Gel-
tung von Verfassungen oder Tabuisierungen, der Mög-
lichkeit gesellschaftlicher Lernfortschritte etc.) stets mit, 
und sei es nur implizit im Hintergrund, wenn von mit-
tel- und langfristigen technischen Lösungen die Rede 
ist. Diese Kontinuitätsannahmen sind ihrerseits zu hin-
terfragen, obwohl kein Szenario gänzlich ohne die Vo-
raussetzung von Kontinuitäten auskommen kann: Falls 
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Gesellschaften der Zukunft vollständig anders als die 
der Gegenwart strukturiert sein sollten, wäre sämtlichen 
Strategien der Boden entzogen. Um in dieser Lage über-
haupt strategisch vorgehen zu können, muss die (schwer 
begründbare) Annahme getroffen werden, dass künftige 
Gesellschaften nicht vollständig und in jeder Hinsicht 
anders strukturiert sind als diejenigen der Gegenwart.

Obwohl keine belastbaren Aussagen über gesellschaft-
liche Zukünfte gemacht werden können, sind Überle-
gungen zu den entsprechenden Möglichkeitsräumen 

72 | Vgl. BGR 2022; vgl. BGE 2019; vgl. BASE 2019; vgl. BMBF 2021; vgl. Helmholtz-Gemeinschaft 2022; vgl. BMWi 2021.
73 | Unter anderem die Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS), BGR, BAM und die Helmholtz-Gemeinschaft.
74 | Vgl. EURAD 2020.
75 | Vgl. GRS 2013.

unerlässlich, um unerkannte und problematische Kon-
tinuitätsannahmen zu vermeiden. Hier besteht erhebli-
cher Bedarf an gesellschafts- und kulturwissenschaftli-
cher Forschung. Eine vertiefte Kenntnis der relevanten 
Themenfelder könnte helfen, den Kontinuitätsbias so 
weit als möglich reflexiv einzuhegen und Methoden zu 
finden, um Langzeitprojekte mittels geeigneter Stress-
tests und entsprechender Anpassungen resilienter ge-
genüber umstürzenden gesellschaftlichen Veränderun-
gen zu machen.

3.2 Naturwissenschaftlich-technische 
Aspekte

Während bei den soziotechnischen und gesellschaftlichen The-
menfeldern im Kontext der nuklearen Entsorgung nur auf einige 
wenige vorhandene Forschungserfahrungen aus der Vergangen-
heit aufgebaut werden kann, stellt sich die Situation bei den 
naturwissenschaftlich-technischen Aspekten anders dar. In vie-
len Bereichen kann man auf Erkenntnisse und Daten aus circa 
sechzig Jahren Forschung zurückgreifen. Gleichzeitig stellen sich 
aber auch neue Fragestellungen. Weiterer Forschungsbedarf im 
Bereich der Natur- und Ingenieurwissenschaften ergibt sich ei-
nerseits aus immer neuen wissenschaftlichen Methoden und Er-
kenntnissen sowie andererseits aus den sich ändernden gesell-
schaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen. Als Beispiele 
für forschungsrelevante rechtliche Änderungen in den vergange-
nen Jahrzehnten seien hier die Anforderungen genannt, drei po-
tenzielle Wirtsgesteine zu betrachten, den sicherheitstechnisch 
bestmöglichen Standort auszuwählen und eine Rückholbarkeit 
in der Betriebsphase eines Endlagers zu gewährleisten. 

In verschiedenen Publikationen haben daher die in Deutschland 
direkt beteiligten Institutionen und Forschungsförderorganisati-
onen Handlungsfelder identifiziert und ihre Forschungskonzep-
te72 formuliert, darunter das BMUV, das in der Reorganisation 
durch die amtierende Bundesregierung die Forschungszustän-
digkeiten des BMWi (jetzt: BMWK) übernommen hat, das BMBF 
sowie verschiedene Forschungsorganisationen.73

Entsprechende strategische Forschungsplanungen werden auch 
auf übergeordneter europäischer Ebene erstellt und fortge-
schrieben, beispielsweise innerhalb des Forschungsprogramms 
 EURAD.74 Die Agenda der Forschungsplanungen umfasst ver-
schiedene Themenbereiche, die von grundlagenwissenschaft-
lichen Aspekten bis hin zu angewandten Fragen des Manage-
ments, der Wissensintegration und der Sicherheitsanalyse 
reichen. Darüber hinaus finden Aktivitäten statt, um den interna-
tional verfügbaren Stand von Wissenschaft und Technik in den 
einzelnen relevanten Themenbereichen in einem Wiki-Format zu 
dokumentieren sowie Aus- und Fortbildungsveranstaltungen zu 
organisieren. Angesichts der generationenübergreifenden Zeit-
räume werden solche Maßnahmen von allen europäischen Part-
nern als essenziell angesehen. Auch die Programme der IAEA 
und der NEA sprechen solche Forschungsthemen auf internati-
onaler Ebene an. 

Es ergeben sich jedoch auch spezifische Fragestellungen für die 
besondere Situation in Deutschland, denn die Gegebenheiten, 
Konzepte und Umsetzungsgrade der jeweiligen Entsorgungs-
projekte im In- und Ausland sind unterschiedlich. Hierzulande 
müssen beispielsweise parallel drei Wirtsgesteine und damit 
auch unterschiedliche Lagerkonzepte, bei denen sich die Anfor-
derungen an technische und natürliche Barrieren deutlich un-
terscheiden, vergleichend bewertet werden (siehe Kapitel 2.1 
und 2.2). Die Untersuchungen zur Tiefenlagerung in Steinsalz 
können dabei auf früheren umfassenden Programmen75 auf-
bauen, während der hiesige Wissensstand über andere Wirtsge-
steine, insbesondere Kristallingestein, geringer ist. Obgleich in 
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Deutschland in den letzten Jahrzehnten zunehmend auch zur 
Lagerung in Tonstein und Kristallingestein geforscht wurde, teils 
im Rahmen internationaler Kooperationen in Untertagelabors, 
liegt zum Wirtsgestein Steinsalz weiterhin vergleichsweise de-
taillierteres und tiefergehendes Wissen vor. Der Blick über die 
Grenzen trägt dazu bei, den internationalen Wissensstand zu 
Tiefen lagerprojekten zu überprüfen und im Ausland identifizier-
te Forschungsbedarfe gerade für diese anderen Wirtsgesteine 
im Detail zu analysieren. Dies betrifft beispielsweise Forschungs-
planungen in Finnland, Schweden und Kanada zu bereits weit 
fortgeschrittenen Projekten zur Tiefenlagerung in Kristallinge-
stein76, 77 sowie in der Schweiz und Frankreich zu konsolidiertem 
Tonstein78. Die dortigen geologischen Gegebenheiten haben 
dazu geführt, dass sich diese Staaten auf die jeweiligen Wirtsge-
steine fokussiert haben. Eine detaillierte Analyse der in anderen 
Staaten gewonnenen Erkenntnisse sollte klar herausstellen kön-
nen, welche international vorhandenen Wissensstände, Daten 
und wissenschaftlichen Fragestellungen auf deutsche Rahmen-
bedingungen übertragbar sind. 

Um die Komplexität und Vielfalt der Fragestellungen zu natur-
wissenschaftlich-technischen Themen zu illustrieren, sind im Fol-
genden einige Themen beispielhaft aufgeführt, die für die Si-
tuation in Deutschland besonders relevant sind. Diese Themen 
finden sich durchaus auch in den vorgenannten Forschungs-
programmen und -strategien deutscher Förderorganisationen 
und Forschungsinstitutionen wieder. Ihre Diskussion an dieser 
Stelle soll deutlich machen, dass technische Probleme, neu auf-
tretende grundlegende Fragestellungen und gesellschaftliche 
Auswirkungen eng miteinander verwoben sind. So werden Ent-
scheidungen im Standortauswahlverfahren nicht nur anhand 
der im StandAG aufgeführten Kriterien möglich und auch ein 
wissenschaftlicher Konsens nicht immer herstellbar sein. Aus 
diesem Grund werden Verfahren zum systematischen Umgang 
mit Ungewissheiten und zu deren transparenter Kommunikati-
on gebraucht. Dies unterstreicht wiederum die Notwendigkeit 
der Verzahnung naturwissenschaftlich-technischer mit gesell-
schaftswissenschaftlicher Forschung sowie die Dringlichkeit der 
langfristigen Aufstellung einer leistungsfähigen Forschung und 

76 | Vgl. SKB 2019.
77 | Vgl. NWMO 2019.
78 | Vgl. Nagra 2021.
79 | Unter anderem das Sächsische Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie, die BGR, der Staatliche Geologische Dienst von Niedersach-

sen, das niedersächsische Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), die DAEF.
80 | Siehe StandAG 2017, Anlage 11 zu § 24 Absatz 5.
81 | Vgl. GRS 2013.
82 | Vgl. BGR 2021.
83 | Vgl. LBEG 2021.
84 | Vgl. DAEF 2020.

Forschungslandschaft (siehe auch Kapitel 3.1 und 3.3). Im Hin-
blick auf die technische Realisierung eines Lagers ist auch die 
Industrie frühzeitig genug einzubinden, damit die dafür benö-
tigten Technologien (beispielsweise die Endlagerbehälter) recht-
zeitig in einer genehmigungskonformen Qualität verfügbar sind 
und kompetent genutzt werden können (siehe Infobox „Voraus-
schauende Planung von Forschungsprogrammen und Industrie-
kooperation“, Kapitel 3.3.3).

3.2.1 Aspekte der ersten Phase der Standortsuche

Im September 2020 veröffentlichte die BGE mit ihrem „Zwi-
schenbericht Teilgebiete“ eine erste Einengung potenzieller 
Standorte unter Anwendung der gesetzlich vorgegebenen Aus-
schlusskriterien, Mindestanforderungen und Abwägungskriteri-
en zur Standortauswahl (siehe Kapitel 2.2). Demnach kommen 
weiterhin Teilgebiete in der Größenordnung von mehr als der 
halben Fläche Deutschlands für weitere Untersuchungen in-
frage. Der Anspruch eines selbstlernenden Verfahrens bedingt, 
dass hinterfragt wird, inwieweit die bisherigen Schritte und Re-
gularien bestmöglich ausgewählt und definiert waren. Von ver-
schiedenen Fachorganisationen79 und der gesellschaftlichen 
Öffentlichkeit auf Fachkonferenzen wurde inhaltliche Kritik am 
„Zwischenbericht Teilgebiete“ geübt. 

Ein Beispiel für unterschiedliche Einschätzungen von Fachleu-
ten mit weitreichenden Konsequenzen war die Debatte um 
den Ausschluss des Standorts Gorleben für ein Endlager – die-
sen Ausschluss leitet die BGE in ihrem Zwischenbericht aus der 
Anwendung der geowissenschaftlichen Abwägungskriterien 
gemäß Paragraph 24 StandAG ab. Die unterschiedlichen Ein-
schätzungen betreffen besonders die Anwendung von Referenz-
datensätzen und die Bewertung des Kriteriums „Schutz des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs durch das Deckgebirge“.80 In 
ihrer vorläufigen Sicherheitsanalyse81 bewertete die GRS die si-
cherheitstechnische Relevanz des den Salzstock überdeckenden 
Deckgebirges als eher gering, was auch impliziert, dass dieser 
Sachverhalt nicht besonders relevant bei einer Standortent-
scheidung wäre. Auch die BGR82, das LBEG83 und die DAEF84 
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kritisieren die Argumentation der BGE bezüglich der Anwen-
dung dieses Kriteriums. In ihrer Reaktion auf diese Kritik erläu-
tert die BGE ihr Vorgehen und verteidigt ihre Sichtweise.85 

Das Zustandekommen derartiger unterschiedlicher Einschätzun-
gen sollte Gegenstand einer wissenschaftlichen Aufarbeitung 
sein, denn Erkenntnisse daraus könnten beim künftigen Um-
gang mit unterschiedlichen Experteneinschätzungen lehrreich 
sein, insbesondere im Hinblick auf eine transparente Kommu-
nikation mit allen Akteuren.86 Davon wird auch das Vertrauen 
der interessierten Öffentlichkeit, die sich derzeit in Form des 
Fachforums Endlagersuche selbst organisiert und intensiv mit 
dem Fortschritt der Standortauswahl befasst, in das Verfahren 
abhängen.

Wissenschaftlich begründete, aber gegensätzliche Einschätzun-
gen zu unterschiedlichen Themen können auch weiterhin jeder-
zeit im Verfahren auftreten. Das hier genannte Beispiel zeigt, 
dass die im StandAG festgelegten Kriterien nicht immer eindeu-
tig interpretierbar sind und ihre Anwendung nicht immer zu ei-
ner eindeutig wissenschaftsbasierten Entscheidung führen müs-
sen. Umso wichtiger ist es, Gremien einzurichten, die sich mit 
Fällen wissenschaftlichen Dissenses befassen, und eine Metho-
dik zu entwickeln, die es erlaubt, Entscheidungen dennoch nach-
vollziehbar darzulegen und zu begründen. 

Wissenschaftlich aufgearbeitet werden sollten bereits jetzt zu 
Beginn des Standortauswahlverfahrens auch das Verfahren 
selbst und die Rolle der beteiligten Institutionen. Eine heute be-
reits relevante und in der Zukunft des Prozesses wiederkehrende 
Frage ist: Soll die Aufsichtsbehörde detaillierte Vorgaben zu na-
turwissenschaftlich-technischen Methoden, Datenerhebungen 
und Verfahren machen oder vorrangig die Ziele des jeweiligen 
Schrittes definieren und es weitgehend der BGE als durchfüh-
render Institution überlassen, wie sie diese erreichen will? Eine 
weitere Fragestellung betrifft die detaillierte Festlegung von Kri-
terien im StandAG, zum Teil mit numerischen Werten. Dies kann 
zu Zielkonflikten führen: Zwar erhöht sich einerseits die Verfah-
renssicherheit, da ein genaues Ziel formuliert ist; andererseits 
können jedoch neue Erkenntnisse, die im Verlauf des Verfahrens 
eine Anpassung des Werts nahelegen, nicht oder nur erschwert 
in den Prozess einfließen. Die vom Gesetz ebenfalls geforderte 
Lernfähigkeit des Verfahrens wird dadurch eingeschränkt (siehe 
auch Kapitel 3.1.4).

85 | Vgl. Grube et al. 2021.
86 | Vgl. Kahneman et al. 2021.
87 | Vgl. Entsorgungskommission 2015.

3.2.2 Verlängerte Zwischenlagerung bestrahlter 
Kernbrennstäbe

Angesichts des Zeitplans für das Endlagervorhaben ist abzuse-
hen, dass die Zwischenlagerung bestrahlter Kernbrennstäbe in 
zentralen und dezentralen Lagern den genehmigten Zeitraum 
von vierzig Jahren teilweise um mehrere Jahrzehnte überschrei-
ten wird.87 Neben Fragen zur Dichtigkeit von Behältern, zum Alte-
rungsmanagement von Zwischenlagern und zu Genehmigungs-
verfahren ist es für die sichere Überführung der Kernbrennstäbe 
in ein Tiefenlager erforderlich, zu wissen, ob die Brennstäbe und 
Hüllrohre nach der verlängerten Lagerung noch intakt sind oder 
ob weitergehende Schutz- und Konditionierungsmaßnahmen 
ergriffen werden müssen. Allerdings ist das Wissen zu Versprö-
dungs- und Korrosionsprozessen solcher Materialien unter Zwi-
schenlagerbedingungen über Zeiträume bis zur Überführung in 
ein Tiefenlager von möglicherweise hundert Jahren oder mehr 
noch sehr begrenzt. Um belastbare Aussagen zum Materialver-
halten unter erhöhten Temperaturen im Zusammenwirken mit 
strahlenchemischen Prozessen über derart lange Zeitspannen 
treffen zu können, bedarf es noch grundlegender wissenschaft-
licher Untersuchungen. Derzeit wird auch diskutiert, die Zwi-
schenlagerbehälter mit Inhalt direkt ins Endlager zu verbringen. 
Dadurch könnte eine Umverpackung oder Konditionierung be-
strahlter Kernbrennstäbe vermieden werden. Da diese Behälter 
jedoch gezielt für Transport und Zwischenlagerung entwickelt 
wurden, ist zuvor zu prüfen, ob sie sich hinsichtlich Form und 
Zusammensetzung tatsächlich auch für die Anforderungen der 
Tiefenlagerung eignen. 

Der um Jahrzehnte verlängerte Betrieb von Zwischenlagern birgt 
neben den damit verbundenen technischen Fragestellungen 
auch ein gesellschaftliches Konfliktpotenzial: Die Kommunen, 
in denen sich Zwischenlager befinden, könnten diese deutlich 
länger beherbergen müssen als ursprünglich vereinbart. Daraus 
folgen unter anderem weitergehende Fragen nach der Sicherung 
solcher Lager über den verlängerten Betriebszeitraum. Der Krieg 
in der Ukraine zeigt eindringlich, dass Sicherheitsbetrachtungen 
für Zwischenlager über längere Zeiträume möglicherweise auch 
kriegerische Konflikte nicht ausschließen dürfen.
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3.2.3 Rückholbarkeit und Monitoring

Neue Konzepte, die in den letzten Jahren Eingang in Tiefenlager-
projekte gefunden haben, betreffen mögliche Vorkehrungen, die 
die Rückholung von Abfällen aus einem Lager erleichtern. Der 
Gesetzgeber hat für ein Endlager in Deutschland vorgegeben, 
dass technische Rückholungsvorkehrungen bis zum endgültigen 
Verschluss des Lagers vorzusehen sind. Auch wenn es für unter-
schiedliche Tiefenlagerkonzepte international bereits Vorstellun-
gen zur Realisierung gibt, sind Maßnahmen einer konkreten tech-
nischen Umsetzung noch weitgehend zu entwickeln. Ferner wird 
die Möglichkeit der Bergung der Abfälle nach Verschluss des La-
gers gefordert. Eine Entscheidung für die Rückholung oder Ber-
gung ist schwerwiegend und erfordert eine solide Grundlage, zu 
der beispielsweise ein umfassendes Monitoring beitragen kann, 
um auf Zustandsänderungen im Lager und dessen Umgebung 
zu schließen. Mit zahlreichen Aspekten des Monitorings befas-
sen sich vergangene und laufende Forschungsprojekte:88 Große 
technische Herausforderungen bestehen beispielsweise in der 
Entwicklung von Instrumenten, deren Zuverlässigkeit für lange 
Zeiträume unter schwierigen Umweltbedingungen gewährleistet 
sein muss. Eine grundlegende Aufgabe wird es weiterhin sein, 
zu klären, welche Daten in welchem Umfang benötigt werden, 
um belastbare Aussagen über den Sicherheitszustand des Lagers 
zu liefern, welche Kriterien erfüllt sein müssen, um die Entschei-
dung für Rückholung oder Bergung zu rechtfertigen, und wie mit 
potenziell verfälschten Messwerten aus dem Monitoring umzu-
gehen ist. Gleichzeitig ist für den Fall einer notwendigen Rückho-
lung oder Bergung zu bedenken, dass technische Vorrichtungen 
zur Lagerung und zur Weiterbehandlung der rückgeholten Abfäl-
le benötigt werden und gegebenenfalls zu entwickeln sind und 
dass deren Errichtung von der Bevölkerung mitgetragen werden 
muss. Nicht zuletzt sind die mit einer Rückholung und Bergung 
verbundenen Risiken für Personal, Bevölkerung und Umwelt zu 
berücksichtigen.

3.2.4 Rolle des Behälterkonzepts für die 
Tiefenlagerung

Die Dringlichkeit von Entwicklungsarbeiten für einen geeigne-
ten Endlagerbehälter ergibt sich zum einen aus den langjähri-
gen Vorlaufzeiten, die die Entwicklung und die Genehmigung ei-
nes Behälters erfordern. Zum anderen umfassen die vorläufigen 

88 | Beispielsweise auf EU-Ebene das Projekt MoDeRn, vgl. Andra 2021.
89 | Vgl. Entsorgungskommission 2016.
90 | Vgl. EndlSiAnfV 2020.
91 | Vgl. ebd.
92 | Vgl. Nagra 2014.
93 | Vgl. BGE TEC et al. 2020.

Sicherheitsuntersuchungen des Standortauswahlverfahrens 
auch die Entwicklung vorläufiger Sicherheitskonzepte und La-
gerauslegungen, also auch von Behälterkonzepten. Grund dafür 
ist, dass je nach Lagerkonzept dem Behälter für hochradioaktive 
Abfälle unterschiedliche Barrierefunktionen zukommen.89 

In Deutschland muss gemäß EndlSiAnf90 die sogenannte we-
sentliche Barriere den sicheren Einschluss der Abfälle über den 
gesamten Bewertungszeitraum sicherstellen.91 Bei einer Endla-
gerung im Kristallingestein kann der Behälter im Zusammenwir-
ken mit der geplanten geotechnischen Barriere, beispielsweise 
quellfähigem Ton, als wesentliche Barriere eingestuft werden. 
Für Tiefenlagerkonzepte in Kristallingestein, beispielsweise in 
Schweden oder Finnland, sind korrosionsresistente Behälter auf 
Basis einer Beschichtung mit Kupfer vorgesehen. Tiefenlagerkon-
zepte in Tonstein und Steinsalz stellen geringere Anforderungen 
an den Behälter und verwenden Kohlenstoffstahl als Referenz-
material. Die wesentliche Barriere stellt hier das Wirtsgestein im 
Verbund mit den geotechnischen Barrieren dar, die gemeinsam 
Schadstoffe zurückhalten beziehungsweise den Schadstofftrans-
port minimieren. Dennoch wird auch hier wegen möglicherweise 
negativer Auswirkungen durch die Entwicklung von Korrosions-
wasserstoff über Alternativen wie Kupferummantelungen oder 
die Beschichtung mit keramischen Materialien, beispielsweise 
Siliciumcarbid, nachgedacht.92 An die Behälter sind weiterhin 
Anforderungen zur Gewährleistung eines sicheren Lagerbetriebs 
und einer eventuellen Rückholung sowie zur Ermöglichung einer 
Bergung zu stellen. Es ergeben sich also für verschiedene Wirts-
gesteine und Konzepte unterschiedliche Anforderungen an die 
Behälter, insbesondere hinsichtlich ihres Verhaltens nach Ver-
schluss des Lagers. Inwiefern im Ausland erarbeitete Erkenntnis-
se zu Behältermaterialien auf deutsche Randbedingungen über-
tragbar sind, ist noch zu überprüfen.93 

Die Schwierigkeiten in diesem Bereich sind offenkundig. Bedingt 
durch die langen Zeiträume, die für Entwicklung, industrieller 
Qualifizierung und Genehmigung eines Behälters benötigt wer-
den, ist ein Behälterkonzept möglichst früh vorzulegen, um spä-
testens bei Einlagerungsbeginn einsatzbereit zu sein (siehe In-
fobox „Vorausschauende Planung von Forschungsprogrammen 
und Industriekooperation“, Kapitel  3.3.3). Andererseits ist die 
Festlegung auf ein bestimmtes Wirtsgestein in den nächsten 
Jahren nicht absehbar. Falls die Auswahl auf ein Konzept fällt, 
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das einen langzeitstabilen, korrosionsbeständigen Behälter be-
nötigt, wird es eine wissenschaftliche Herausforderung darstel-
len, die Einschlussfunktion gemäß StandAG über einen Zeitraum 
von einer Million Jahre auch hinreichend nachzuweisen. In die-
sem Fall würde die Hauptlast der Isolationswirkung des Tiefen-
lagersystems für diesen langen Zeitraum auf einem von Men-
schen gefertigten technischen Barrierenkonzept liegen, das trotz 
technischer Qualitätssicherungsverfahren auch fehlerbehaftet 
sein kann. Es unterscheidet sich wesentlich von Konzepten, bei 
denen die Einschlusswirkung primär durch eine nachweislich 
langzeitstabile geologische Barriere geleistet wird. Dieses Bei-
spiel zeigt auch, dass die Auswahl eines optimalen Standorts 
nicht allein durch die Anwendung der im StandAG aufgeführ-
ten Kriterien erfolgen kann. Zu gegebener Zeit werden auch Ent-
scheidungen darüber zu treffen sein, welchem Tiefenlager- und 
Behälterkonzept der Vorzug gegeben wird. Derartige Entschei-
dungen müssen dann nachvollziehbar und transparent begrün-
det werden.

3.2.5 Betrachtung extrem langer Zeiträume 

Wie in Kapitel  2.2 erwähnt, stößt die Sicherheitsbeurteilung 
 eines Tiefenlagers über Hunderttausende von Jahren bei der 
Bevölkerung, aber auch bei unbeteiligten Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern oftmals auf Unverständnis. Zwar ist kaum 
zu bezweifeln, dass geologische Entwicklungen über deutlich 
längere Zeiträume realistisch prognostizierbar sind als gesell-
schaftliche Veränderungen – das Hauptargument für die geo-
logische Tiefenlagerung –, jedoch erscheinen Prognosen über 
eine Million Jahre zuweilen sehr „gewagt“. Berücksichtigt wer-
den müssen hier die Auswirkungen vergleichsweise langsamer, 
aber dennoch dynamischer Prozesse in geologischen Schichten. 
Geografisch liegt Deutschland in einer eher gemäßigten Zone, 
und aktivere Regionen (Alpen, Tertiäre Gräben) wurden mit dem 
„Zwischenbericht Teilgebiete“ bereits ausgeschlossen. Gerade 
weil die Betrachtung extrem langer Zeiträume in Sicherheits-
untersuchungen schwer zu begreifen ist, kommt in der wissen-
schaftlichen Befassung den Langzeitentwicklungen von Tiefen-
lagersystemen ein hoher Stellenwert zu. Dabei geht es darum, 
mögliche Entwicklungen mit Relevanz für die Sicherheit aufzu-
zeigen sowie möglichst quantitativ zu beschreiben und zu be-
werten. Neben geologischen Vorgängen sind auch klimatische 
Langzeitprozesse im Fernfeld des Tiefenlagers, also im Deckge-
birge, zu berücksichtigen, die das Nahfeld beeinflussen können, 

94 | Vgl. Mrugalla 2020.
95 | Vgl. GRS 2013.
96 | Vgl. NEA/OECD 2016.
97 | Vgl. BMUB 2015.
98 | Siehe auch laufendes vom BASE beauftragtes Projekt GemEnd.

zum Beispiel tiefe Erosionsvorgänge bedingt durch die Überfah-
rung durch eiszeitliche Gletscher nach klimatischen Veränderun-
gen. Solche Prozesse können natürlicher oder anthropogener 
Natur sein und sind bereits heute Gegenstand von Sicherheits-
untersuchungen.94, 95 Neue und bessere Verfahren, beispielswei-
se zur Datierung von Sedimenten, können wichtige Beiträge leis-
ten, ebenso wie Fortschritte in der numerischen Modellierung 
komplexer Prozesse wie der klimagetriebenen Erosion. Ein hohes 
Niveau geowissenschaftlicher Forschung ist Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Tiefenlagerung. 

Um den Ungewissheiten bei der Untersuchung von extrem lan-
gen Zeiträumen zu begegnen, werden im Rahmen der internati-
onal gängigen Vorgehensweise Szenarien entwickelt, die mög-
lichst umfassend auch ungünstige Entwicklungen beschreiben, 
wenngleich noch nicht alle Prozesse im Detail verstanden sind.96 
Ein besonders schwierig zu bewertendes Szenario stellt ein mög-
liches unbeabsichtigtes menschliches Eindringen in den Lager-
bereich zu einem fernen Zeitpunkt in der Zukunft dar: Hier sind 
die Ungewissheiten bezüglich der Art und Weise eines mögli-
chen Eindringens und des Ausmaßes der Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt sehr groß. Eine Optimierung des Tiefenla-
gersystems im Hinblick auf derartige Szenarien wird daher nur 
schwer zu bewerkstelligen sein. 

Andere Szenarien betreffen das Nahfeld des Tiefenlagers, in dem 
unterschiedliche Materialien aneinandergrenzen und wo es zu 
chemischen Reaktionen unter Gasbildung und Beteiligung von 
Mikroben kommen kann, die Auswirkungen auf die Stabilität 
radioaktiver Abfallformen und die Ausbreitung von Radionuk-
liden haben können. Ein weitergehendes, vertieftes Verständnis 
der komplexen und gekoppelten Wechselwirkungen über lan-
ge Zeiträume in Tiefenlagersystemen kann dazu beitragen, das 
Vertrauen in Sicherheitsuntersuchungen weiter zu erhöhen. Mit 
diesem Wissen lassen sich Konzepte entwickeln, für die solche 
Ungewissheiten von geringer Relevanz sind. Im Nationalen Ent-
sorgungsprogramm97 wird eine gemeinsame Lagerung von hoch-
radioaktiven und schwach- bis mittelaktiven Abfällen an einem 
Standort vorgeschlagen. Bedingt durch die große Stoffvielfalt in 
den schwach- und mittelaktiven Abfällen kann sich die Komple-
xität der Wechselwirkungen bei diesem Konzept noch erhöhen.98 
Hier müssen Sicherheitsuntersuchungen nachweisen, dass ein 
solches Konzept die Forderung der StandAG nach bestmöglicher 
Sicherheit erfüllt. 
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Die komplexen Vorgänge, die in einem Tiefenlager über lange 
Zeiträume ablaufen, erfordern daher Forschung, die sich auf eine 
Betrachtung des gesamten Systems ausrichtet. Dazu gehört die 
Untersuchung des Ausbreitungsverhaltens radioaktiver Stoffe so-
wie der komplexen Reaktionen von Radionukliden in der Geo- 
und Biosphäre, und damit der möglichen Langzeitauswirkungen 
eines tiefengeologischen Lagers auf Mensch und Umwelt. Die 
Verknüpfung experimenteller Arbeiten mit Umweltsimulationen 
und Systemanalysen hat das Potenzial, eine verbesserte Bewer-
tung der Auswirkungen von gekoppelten Prozessen (thermisch, 
hydraulisch, mechanisch, chemisch und biologisch: THMCB) auf 
die belebte Umwelt und auf die Langzeitentwicklung eines La-
gers zu ermöglichen. Obgleich hier in den letzten Jahren große 
Fortschritte erzielt wurden, stellt die Berücksichtigung aller rele-
vanten Prozesse in solchen gekoppelten Systemen nach wie vor 
eine Herausforderung dar, die auch Rechenmodelle und Rech-
nerkapazitäten an ihre Grenzen stoßen lässt.

3.2.6 Umgang mit Ungewissheiten

Unmittelbar mit der Problematik langer Zeiträume ist auch der 
Umgang mit Ungewissheiten verbunden. Sie betreffen Langzeit-
sicherheitsaussagen und Entscheidungen über Standort, Bau, Be-
trieb und Verschluss eines Tiefenlagers sowie gegebenenfalls zur 
Rückholung. In gesellschaftlichen Diskussionen und der Kommu-
nikation mit der Öffentlichkeit spielt der Umgang mit Ungewiss-
heiten ebenfalls eine gewichtige Rolle (siehe Kapitel 3.1). Alle 
am Standortauswahlverfahren beteiligten Institutionen thema-
tisieren diesen Aspekt deshalb in ihren Forschungsplanungen. 

Die Natur- und Ingenieurwissenschaften haben umfangreiche 
Konzepte und Werkzeuge zum Umgang mit Ungewissheiten 
entwickelt. Man unterscheidet grundsätzlich zwischen aleatori-
schen Ungewissheiten, bei denen es sich um zufällige oder na-
türliche Schwankungen handelt, und epistemischen Ungewiss-
heiten, die einem Mangel an Wissen entspringen. Im ersten 
Fall lassen sich die Ungewissheiten (zum Beispiel die natürliche 
Variation von Durchlässigkeiten im Gebirge) im Allgemeinen 

99 | Vgl. NEA/CSNI 2013.
100 | Vgl. Rechard et al. 2014 zum Yucca-Mountain-Projekt.

nicht verringern, aber statistisch beschreiben, sofern ein hin-
reichender Datenumfang vorliegt. Im zweiten Fall können Un-
gewissheiten (zum Beispiel die Frage: Welche geologische Ent-
wicklung wird das Umfeld des Lagers in Zukunft nehmen?) 
möglicherweise durch zusätzliche Forschung verringert werden. 
Erkenntnistheoretische (epistemische) Ungewissheiten werden 
beispielsweise bei der probabilistischen, also wahrscheinlich-
keitsbasierten Bewertung der Sicherheit von Kernkraftwerken 
mithilfe logischer Bäume analysiert, deren Zweige die unter-
schiedlichen Auswirkungen verschiedener Modellannahmen 
repräsentieren.99 Auch für Untersuchungen zur Tiefenlager-
sicherheit kam diese Methodik schon zum Einsatz100. Dieser 
Ansatz ist jedoch nicht unumstritten und hat sich bislang in 
anderen Tiefenlagerprojekten nicht durchgesetzt. Eine ande-
re, in Langzeitsicherheitsuntersuchungen häufig angewandte 
Betrachtungsweise unterscheidet zwischen Szenarien-, Modell- 
und Parameterungewissheiten. Für den Umgang mit jedem der 
genannten Typen von Ungewissheiten stehen etablierte Me-
thoden zur Verfügung, zum Beispiel Szenarienmethoden, Me-
thoden zur Modellqualifizierung sowie deterministische und 
probabilistische Ungewissheitsanalysen. 

Darüber hinaus bietet das Konzept der „Was-wäre-wenn“-Fälle 
eine Möglichkeit, die Robustheit des Tiefenlagersystems zu un-
tersuchen und zu belegen. Hier werden die möglichen Auswir-
kungen bestimmter hypothetischer, gegebenenfalls auch sehr 
unwahrscheinlicher oder sogar unmöglicher Ereignisse auf die 
Tiefenlagerentwicklung betrachtet. Ein Beispiel dafür ist das 
Weglassen einzelner Barrieren bei Analysen und Berechnun-
gen, um so das verbleibende System hypothetisch an seine Be-
lastungsgrenzen zu bringen. Ergebnisse derartiger Analysen 
liefern wichtige Aussagen zur Robustheit eines Tiefenlagersys-
tems auch beim Eintritt ungünstiger und sehr unwahrscheinli-
cher Ereignisse und damit Hinweise dahingehend, ob das Sys-
tem unvorhersehbaren Ereignissen gewachsen wäre. In diesem 
Zusammenhang wird auch von der „Resilienz“ eines Endlagers 
gesprochen (siehe Infobox auf Folgeseite).
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Resilienz101

101 | Dieser Text zum Thema Resilienz entstand auf Anregung von Prof. Ortwin Renn.
102 | Vgl. Hollnagel 2014.
103 | Vgl. Holling 1996.
104 | Vgl. Holling 1973.
105 | Vgl. Taysom/Crilly 2017.
106 | Vgl. Hollnagel et al. 2006.
107 | Vgl. Pregenzer 2011.
108 | Vgl. Smeddinck.
109 | Vgl. Eckhardt 2021.
110 | Vgl. Röhlig 2021.

Der Begriff der Resilienz wird in verschiedenen wissen-
schaftlichen Disziplinen in unterschiedlichen Bedeu-
tungen verwendet,102 unter anderem in der Material-
wissenschaft, der Psychologie, der Ökologie oder den 
Ingenieurwissenschaften.103,  104 Heute wird er im wei-
teren Kontext auch auf soziotechnische Systeme bezo-
gen.105 Nach E. Hollnagel gilt: 

„Ein System ist resilient, wenn es seine Funktionsfä-
higkeit vor, während oder nach Ereignissen (Verände-
rungen, Störungen und Gelegenheiten) anpassen und 
dadurch die erforderlichen Operationen sowohl unter er-
warteten als auch unerwarteten Bedingungen aufrecht-
erhalten kann.“106

Nach Hollnagel bezeichnet der Begriff demnach die Fä-
higkeit eines Systems, sich nach einer beeinträchtigen-
den Störung gewissermaßen „selbst zu heilen“. Ein tie-
fengeologisches Lager, das nach dem Verschluss einen 
passiv sicheren Zustand einnehmen und dessen Funkti-
onalität durch Störungen allenfalls nur geringfügig ein-
geschränkt werden soll, scheint eine solche Eigenschaft 
nicht erfüllen zu müssen. 

Eine andere Definition beschreibt „Resilienz“ als „die 
Fähigkeit von technischen Systemen, bei Störungen 
beziehungsweise Teilausfällen nicht vollständig zu ver-
sagen, sondern wesentliche Systemdienstleistungen 
aufrechtzuerhalten“.107 Diese Fähigkeit eines Tiefenla-
gersystems wird in Sicherheitsbetrachtungen insofern 
überprüft, als auch für sehr unwahrscheinliche Ereignis-
se, sogenannte Was-wäre-wenn-Fälle, die Robustheit des 
Systems getestet wird. Das heißt, es wird untersucht, ob 
das System auch bei sehr ungünstigen Entwicklungen 
die wesentlichen Sicherheitsfunktionen beibehält. 

Nachdem sich der Resilienzbegriff im Kontext sozio-
technischer Systeme als fruchtbar erwiesen hat, wäre es 
sinnvoll, ihn in systematischer Weise auch für das Ge-
samtsystem der nuklearen Entsorgung zu erschließen. 
Hierbei sind der gesamte soziotechnische Prozess der 
Stand ortauswahl sowie der Gesamtkomplex der nukle-
aren Entsorgung miteinzubeziehen. Derartige Überle-
gungen liegen dem Konzept der Long-Term Governance 
(Kapitel 3.1) zugrunde und werden im Zusammenhang 
mit regulatorischen und juristischen Aspekten der Stand-
ortauswahl diskutiert.108

 
Weiterer Forschungsbedarf besteht im Hinblick auf Ungewisshei-
ten, die aus dem Handeln von Menschen, beispielsweise bei der Ent-
wicklung und dem Bau von Tiefenlagern oder bei der Sicherheits-
bewertung, erwachsen. Es gilt, Fehleinschätzungen, das bewusste 
oder unbewusste Ausblenden sicherheitsrelevanter Sachverhalte 
oder auch eine fehlerhafte Umsetzung von  sicherheitsrelevanten 
Spezifikationen durch ein angemessenes Sicherheitsmanagement 
zu vermeiden. Das Wissensmanagement stellt für eine generatio-
nenübergreifende Aufgabe wie die nukleare Entsorgung eine be-
sondere Herausforderung dar. 

Dabei wird es darauf ankommen, zu entscheiden, welche Unge-
wissheiten die Gesellschaft als akzeptabel hinnehmen kann und 
welche abgebaut oder vermieden werden können und sollten. 
Zu den relevanten Entscheidungskriterien gehören zum Beispiel 
Art und Ausmaß der Auswirkungen auf Sicherheitsaspekte des 
Tiefenlagers, der Aufwand, der aufgebracht werden muss, um 
die Ungewissheiten oder die damit einhergehenden potenziellen 
Auswirkungen zu begrenzen, sowie die damit verbundene Aus-
sicht auf Erfolg.109, 110
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Bislang fehlt jedoch eine systematische Methodik zum Um-
gang mit sicherheitsrelevanten Ungewissheiten, beispielswei-
se im Rahmen vorläufiger Sicherheitsuntersuchungen, die sich 
an Stresstestmethoden in anderen Bereichen wie Flugsicherheit 
oder Bankenstabilität anlehnen kann. Handlungsempfehlungen 
zum Umgang mit Ungewissheiten sollten sich unter anderem 
mit der adäquaten Kombination deterministischer und proba-
bilistischer Methoden sowie mit der Auswirkung sehr unwahr-
scheinlicher Fälle befassen. 

Wie bereits in Kapitel 3.1.1 beschrieben, müssen zu verschiede-
nen Zeitpunkten des Verfahrens Entscheidungen trotz bestehen-
der Ungewissheiten getroffen werden. Methoden für komplexe 
Entscheidungsprobleme wie die MCDA und die multiattribute 
Nutzentheorie (Multi-Attribute Utility Theory, kurz: MAUT)111 
wurden für die Behandlung von Zielkonflikten entwickelt. Eini-
ge dieser Methoden berücksichtigen sowohl Ungewissheiten in 
den Eingangsparametern als auch die Bewertung der Gewich-
tung von Kriterien und der Auswirkungen von Entscheidungen. 
Solche Methoden lassen sich möglicherweise auch sinnvoll im 
Zusammenhang mit Tiefenlagerfragestellungen nutzen. Sie er-
zeugen keine Entscheidungen, sondern machen den Entschei-
dungsfindungsprozess und seine Grundlagen nachvollziehbar 
und transparent. Es ist allerdings auch hier zu bedenken, dass 
die individuelle Gewichtung einzelner Faktoren das Resultat 
solcher Analysen entscheidend bestimmt. Weiterhin sollten im 
Bereich der Entscheidungsfindung auch neue Methoden der 
Künstlichen Intelligenz (KI) und zur Entscheidungsunterstützung 
(Operations Research, kurz: OR) im Auge behalten werden. Die 
im Bereich Entscheidungsfindung zu entwickelnden Methoden 
betreffen natürlich nicht nur die Suche nach einem Standort, 
sondern auch alle anderen Fragen, beispielsweise zum Bau und 
zum Verschluss eines Tiefenlagers oder zur Rückholung bezie-
hungsweise Bergung.

111 | Die MAUT setzt sich mit dem Gesamtnutzen verschiedener Handlungsalternativen auseinander, die sich anhand verschiedener Kriterien und Di-
mensionen unterscheiden. Im Unterschied zur MCDA, die Kriterien häufig als gegeben annimmt, wird in der MAUT, die in der psychologischen 
Entscheidungstheorie beheimatet ist, sehr viel Wert auf die diskursive Ableitung der Attribute durch die bewertenden Individuen und Gruppen 
gelegt. Die so erhobenen Attribute werden dann zu Kriterien für das Verfahren umformuliert.

112 | Vgl. NEA 2021.
113 | Ein Safety Case ist die Zusammenstellung sicherheitsrelevanter Informationen. Er umfasst zum Beispiel Erkundungsergebnisse, naturwissenschaft-

lich-technische Grundlagen, Endlagerkonzept und -auslegung, Szenarienanalysen, Modellrechnungen und Sicherheitsbewertungen. Der Safety 
Case dient als Grundlage für Entscheidungen zum weiteren Vorgehen in einem Endlagerprogramm, beispielsweise bei der Standortentscheidung 
und beim Bau- oder Einlagerungsbeginn. Traditionell erfolgt eine solche Zusammenstellung in klassischer Berichtsform. Neuere Entwicklungen 
zielen jedoch auf die Nutzung der Möglichkeiten moderner Informationstechnologien ab. Diese umfassen unter anderem Strukturierung, Hierar-
chisierung, Verlinkung sowie Aufbereitung und Visualisierung von Informationen, vgl. Röhlig 2021.

114 | Vgl. BMWK 2022.

3.2.7 Informationstechnologie

Vor dem Hintergrund der vorhergehenden Ausführungen wird 
deutlich, dass der Informationstechnologie beim Umgang mit Un-
gewissheiten und bei der Weiterentwicklung von Entscheidungs-
findungsmethoden ein hoher Stellenwert zukommt. Aufgrund 
der Langfristigkeit und Komplexität von Tiefenlagervorhaben 
werden gewaltige Datenmengen anfallen. Aus regulatorischer 
Sicht ist eine langfristige Datensicherung unerlässlich, beispiels-
weise für Daten über Bau, Betrieb, Verschluss und eine eventuel-
le Rückholung sowie die Kennzeichnung von Standorten. Dabei 
sind nachvollziehbare Datenstrukturen zur Qualitätskontrolle 
und aus Gründen der Transparenz unabdingbar. Die dynamische 
Entwicklung von Datenmanagementplänen befindet sich noch 
im Anfangsstadium. Im Rahmen von NEA-Projekten ist 2019 
eine Roadmap entstanden, die sich mit den Themen Sicherheits-
nachweis (Welche Daten und Kenntnisse sind nötig, wie struk-
turiert man sie?), Wissensmanagement (Wie muss Wissen über 
Generationen dokumentiert werden?), Archivierung (Wie kön-
nen Daten und Wissen aufbewahrt werden, ohne an Zuverläs-
sigkeit und Lesbarkeit zu verlieren?) und Sensibilisierung (Wie 
können Kenntnisse und die Erinnerung an sie in sich ändern-
den Gesellschaften bewahrt werden?) befasst.112 Darauf aufbau-
end widmet sich ein weiteres Themenfeld der Weiterentwicklung 
und Nutzung moderner Informatikkonzepte, insbesondere der 
Entwicklung eines sogenannten elektronischen Safety Case.113 
Die Wichtigkeit von leistungsstarken Simulationen und rechner-
gestützten Entscheidungswerkzeugen wurde bereits weiter oben 
betont. In anderen Bereichen wird schon heute eine umfassende 
Digitalisierung industrieller Prozesse durch die Vernetzung mo-
derner Informations- und Kommunikationstechnologien ange-
strebt, beispielsweise im Rahmen der „Industrie 4.0“-Strategie 
der Bundesregierung.114 Eine zentrale Rolle spielen dort die Ent-
wicklung und Anwendung von KI-Methoden, virtuelle Realitäten 
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(Virtual Reality, Augmented Reality) sowie die Erstellung soge-
nannter digitaler Zwillinge komplexer Anlagen. Solche Entwick-
lungen aus anderen Bereichen sind für das Vorhaben der nukle-
aren Entsorgung zu nutzen und weiterzuentwickeln. Sie werden 
dort dringend benötigt. Virtuelle Darstellungen können darüber 
hinaus helfen, Tiefenlagersysteme sowie die darin ablaufenden 
Prozesse zu visualisieren und damit begreifbarer zu machen. Zu-
dem können sie wertvolle Hilfsmittel für die Kommunikation mit 
verschiedenen Akteuren und mit der Öffentlichkeit sein.115

3.3 Forschungs- und 
Ausbildungslandschaft

Wie bereits in Kapitel 2.3 beschrieben, existiert in Deutschland 
eine recht vielfältige, teilweise aber auch unübersichtlich inei-
nander verschränkte Forschungslandschaft, bestehend aus uni-
versitären und außeruniversitären Einrichtungen, organisiert und 
gefördert durch unterschiedliche Ministerien. Forschungsbedar-
fe in Projektförderprogrammen sowie Forschungsplanungen und 
-agenden, die von den verschiedenen Institutionen veröffent-
licht wurden, weisen derzeit noch in großen Teilen identische 
beziehungsweise ähnliche Themenbereiche auf. Künftige Wei-
terentwicklungen bezüglich eindeutig definierter thematischer 
Abgrenzungen und Zuständigkeiten würden dazu beitragen, 
die Transparenz des Systems signifikant zu verbessern. Derzeit 
wird geowissenschaftliche Forschung zum Thema Endlagerung 
überwiegend durch Ausschreibungen der BGE und des BASE ge-
fördert – beides keine unabhängigen Forschungsförderungsinsti-
tutionen, sondern am Verfahren beteiligte Akteure. Ergänzende 
Einschätzungen durch das Gutachtergremium des NBG sind auf-
grund des Stichprobencharakters nicht zwingend ausreichend, 
um umstrittene Themenfelder objektiv klären zu können. Hier 
stellt sich die Frage nach einer unabhängigen Forschungsmit-
telvergabe, um ergebnisoffene unabhängige Forschung sicher-
zustellen und das Selbstlernen des Verfahrens zu unterstützen.

Ein Blick zu den europäischen Staaten, deren Tiefenlagerprojek-
te bereits weit fortgeschritten sind, zeigt, dass dort Forschung 
zur nuklearen Entsorgung sehr stark durch die Energieindustrie-
unternehmen beziehungsweise durch die von ihnen zumindest 
teilweise finanzierten Abfallentsorgungsorganisationen (SKB, 
Schweden; Posiva Oy, Finnland; ANDRA, Frankreich; Nagra, 
Schweiz) gesteuert wird. Darüber hinaus initiieren die jeweiligen 
Aufsichtsbehörden Projekte im Rahmen ihrer Aufsichtsaufgaben. 
Die Zuständigkeiten von Forschungsförderungsorganisationen 

115 | Vgl. Rink et al. 2014.

sind in Schweden, Finnland, Frankreich und der Schweiz ein-
deutig geregelt, und Forschungsaktivitäten erscheinen deutlich 
zielgerichteter als in Deutschland. Allerdings bringt diese aus-
geprägte Steuerung durch die Abfallentsorgungsorganisationen 
mit sich, dass ein „unabhängiger“ Forschungsanteil, der nicht 
direkt mit dem jeweiligen Entsorgungsprojekt verbunden ist, we-
nig bis gar nicht erkennbar ist. Ob gerechtfertigt oder nicht, wird 
allerdings gerade unabhängige Forschung von zivilgesellschaft-
lichen Gruppen oftmals als vertrauenswürdiger angesehen. 

Vor dem Hintergrund, dass nukleare Entsorgungsforschung zahl-
reiche wissenschaftliche Disziplinen und Wissenschaftsfelder be-
rührt, dass sich Entsorgungsprojekte über lange Zeiträume er-
strecken und dass das Thema Endlagerung einen erheblichen 
Stellenwert in der öffentlichen Wahrnehmung einnimmt, sind be-
sondere Anforderungen an die Forschungslandschaft und deren 
Organisation zu stellen.

1. Trotz des Ausstiegs aus der Nutzung der Kernenergie muss 
eine hinreichende Anzahl an Akteuren in allen Wissen-
schaftsfeldern, die für eine umfassende Entsorgungsfor-
schung benötigt werden, fachlich ausgebildet werden bezie-
hungsweise erhalten bleiben. Dabei muss durch Austausch-, 
Aus- und Weiterbildungsprogramme darauf hingearbeitet 
werden, dass neben disziplinärer Exzellenz auch eine in-
terdisziplinäre Gesamtsicht auf das Tiefenlagersystem und 
auch auf das Gesamtsystem der nuklearen Entsorgung ent-
wickelt wird (siehe auch Kapitel 3.1).

2. Entsorgungsforschung muss in wissenschaftlichen Einrich-
tungen zukunftssicher etabliert werden, damit die Weiter-
entwicklung des Wissens sowie neue Entwicklungen und Er-
kenntnisse im Sinne eines lernenden Verfahrens in laufende 
Projekte eingespeist werden können. 

3. Wissen, Erwartungen und Befürchtungen von Laien und 
außerwissenschaftlichen Akteuren müssen mitberücksich-
tigt werden. Daher ist über Formate der integrierenden For-
schung nachzudenken, bei der die interessierte Öffentlichkeit 
als Impulsgeberin und Fragestellerin in Forschungsvorhaben 
zur nuklearen Entsorgung eingebunden werden kann (siehe 
Infobox „Transdisziplinäre Forschung“). Die Endlagerkommis-
sion hat in ihrem Abschlussbericht explizit empfohlen, ent-
sprechende Konzepte zu entwickeln. 

4. Angesichts des generationenübergreifenden Charakters 
der Thematik gilt es, das Interesse wissenschaftlicher und 
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technischer Nachwuchskräfte für Fragen der nuklearen Ent-
sorgung zu wecken.

5. Gleichzeitig ist ein attraktives Angebot zu etablieren, um die 
Fachkräfte der nächsten Generation mit attraktiven Studien-
angeboten, interessanten interdisziplinären Forschungspro-
jekten und modernen Forschungsinfrastrukturen in einem 
internationalen Kontext auszubilden und auch das Inno-
vationspotenzial der Industrie (siehe Infobox Kapitel 3.3.3) 
miteinzubinden.

3.3.1 Vielfalt und interdisziplinäre Zusammenarbeit

Wie bereits in Kapitel 2.3 ausgeführt, sind vielfältige wissen-
schaftliche Disziplinen und Themenfelder in die Tiefenlager-
forschung eingebunden und müssen interdisziplinär verknüpft 
werden. Trotz des Ausstiegs aus der Nutzung der Kernenergie 
und entsprechender Technologien bleibt Forschung zu sich in-
ternational weiterentwickelnden nuklearen Technologien re-
levant. Auch in Deutschland muss Expertise vorhanden sein, 
um Neuentwicklungen einordnen sowie Vor- und Nachteile vor 
dem Hintergrund der spezifischen deutschen Situation fakten-
basiert beurteilen zu können. Dabei sind sowohl naturwissen-
schaftlich-technische als auch gesellschaftliche Aspekte zu be-
rücksichtigen. Eine entsprechende Forschungslandschaft ist so 
aufzustellen, dass sie auf den gesellschaftlichen Wandel und un-
terschiedliche Strömungen flexibel reagieren kann, ohne den Fo-
kus der Entsorgungssicherheit aus den Augen zu verlieren (siehe 
auch Kapitel 2.3). 

Aus ebendiesen Gründen ist zu empfehlen, von Beginn an Mög-
lichkeiten zu schaffen, die es Forschenden aus unterschiedlichen 
Disziplinen ermöglichen, zusammenzuarbeiten und miteinander 
in Wechselwirkung zu treten. Projekte wie ENTRIA116 sind ein gu-
tes Beispiel für derartige interdisziplinäre Zusammenarbeit. Auch 
das Swedish National Council for Nuclear Waste (SNC) empfiehlt 
die Entwicklung interdisziplinärer Forschungslinien.117 Obgleich 
das schwedische Entsorgungsprogramm zu den weltweit am 
weitesten fortgeschrittenen zählt, rechnet man auch dort mit ei-
nem Zeitraum von circa siebzig Jahren bis zum Verschluss des 
Tiefenlagers für verbrauchten Kernbrennstoff. Das SNC begrün-
det seinen Vorschlag damit, dass in diesem Zeitraum angesichts 
der dynamischen Entwicklungen von Gesellschaft, Politik und 
Wirtschaft nicht von einer „linearen“ Projektentwicklung ausge-
gangen werden kann. Ein „robustes“ Entsorgungsprojekt muss 

116 | Vgl. ENTRIA 2019.
117 | Vgl. SNC 2020.

ebenso wie die dafür nötige Forschungslandschaft diese mitein-
ander verbundenen Entwicklungen im Blick behalten (siehe Ka-
pitel 3.1 und 3.2).

Die aktuelle Phase im Prozess der Standortsuche befasst sich zu 
einem großen Teil mit methodischen und geowissenschaftlichen 
Fragen, deren wissenschaftsbasierte Beantwortung darüber ent-
scheiden wird, wo der Standort des Endlagers sein wird. Der 
Anteil an unabhängiger geowissenschaftlicher Forschung ist 
angesichts dieser Relevanz erstaunlich gering. Auch sind geowis-
senschaftliche Aspekte bislang nur unzureichend mit transdiszi-
plinären Forschungsprojekten verknüpft. Es ist daher zu empfeh-
len, entsprechende Forschungsprogramme zu entwickeln.

Der unmittelbar auf das konkrete Tiefenlagerprojekt bezoge-
ne Forschungsbedarf wird durch den zeitlichen Fortschritt der 
Standortauswahl und Lagererrichtung bestimmt. Zu Beginn 
werden grundlegende Themen sowie Techniken, beispielswei-
se die Entwicklung und Anwendung von Erkundungstechniken 
dominieren, während gegen Ende technische Umsetzungen und 
Anlagenbau vorrangig sein werden. Die Projektlaufzeit reicht 
insgesamt voraussichtlich bis ins nächste Jahrhundert (siehe 
Kapitel 2.2). Vorausschauende Forschungsplanung sollte daher 
eine Forschungslinie vorsehen, die im Sinne der in Kapitel 3.1 
und 3.2 beschriebenen Handlungsfelder außerhalb der zeitlich 
getakteten, projektbezogenen Arbeiten liegt und langfristig an-
gelegt ist. Diese Forschungslinie erweitert das Blickfeld, indem 
ebenfalls mögliche Alternativen zu dem laufenden Vorhaben be-
trachtet werden können. Auch über den Zeitraum derzeit lau-
fender Projekte der Kernenergienutzung samt Entsorgung der 
entsprechenden Abfälle hinaus (siehe Zeitskalen Kapitel  2.2) 
werden weiterhin radioaktive Abfälle aus Medizin, Forschung, 
natürlichen Vorkommen radioaktiver Materialien und anderen 
Bereichen anfallen und müssen sicher gehandhabt werden. Ent-
wicklungen für die technische Überwachung (Monitoring) ei-
nes Tiefenlagers, die Rückholbarkeit der Abfälle und Ähnliches 
sind zwar heute bereits zu berücksichtigen, werden sich über 
die Jahrzehnte jedoch weiterentwickeln, bis sie zur Anwendung 
kommen werden. Bereits heute zeichnen sich deutliche Fortent-
wicklungen auf Gebieten wie Digitalisierung, Robotik oder Ma-
terialwissenschaften ab. Mögliche Anwendungen im Bereich der 
nuklearen Entsorgung sollten fortlaufend geprüft und bewertet 
werden, um dann, wenn sie benötigt werden, adäquate Lösun-
gen anbieten zu können.
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3.3.2 Einbindung gesellschaftlicher Gruppen

Die Endlagerkommission empfiehlt in ihrem Abschlussbericht, 
für gesellschaftliche Gruppen Möglichkeiten zu schaffen, „kri-
tische, aber sachlich objektive Kompetenzen aufzubauen und 
zu pflegen“.118 Allerdings wird nicht klar beschrieben, welche 
Maßnahmen darunter verstanden werden. Ein Kompetenzauf-
bau ließe sich einerseits bewerkstelligen, indem solche Gruppen 
 finanziell in die Lage versetzt würden, unabhängige Studien und 
Gutachten, beispielsweise zu bestimmten Themen der Standort-
auswahl, zu beauftragen. Andererseits eröffnet auch die Entwick-
lung von Forschungsvorhaben, die zivilgesellschaftliche Organi-
sationen direkt beteiligen, Möglichkeiten für Kompetenzaufbau 
und Vertrauensbildung. Forschung kann dann an Transparenz 
und Verständlichkeit gewinnen, wenn gesellschaftliche Akteure 
sie durch direkte Einbindung nachvollziehen können. Hier sind 

118 | Siehe Endlagerkommission 2016, S. 371.
119 | Vgl. Gölz et al. 2019.
120 | Vgl. Klein 2013.
121 | Vgl. TU Clausthal 2022.
122 | Vgl. BMWi 2020.

transdisziplinäre Formate denkbar, die der interessierten Öffent-
lichkeit auch die Möglichkeit bieten, bislang nicht betrachtete 
Aspekte und Argumente in Forschungsprojekte einzubringen. 
Beispiele für solche Vorhaben existieren etwa im Bereich der 
Forschung zur Energiewende,119 aber auch schon zur Tiefenla-
gerforschung (siehe Infobox „Transdisziplinäre Forschung“). Ent-
sprechende Vorhaben können disziplinäre Forschungsprojekte 
beispielsweise zu naturwissenschaftlich-technischen Aspekten 
der Tiefenlagersicherheit keineswegs ersetzen. Sie können aber 
unter anderem die gesellschaftliche Wahrnehmung von mit der 
Tiefenlagerung verbundenen Risiken und die gesellschaftliche 
Einschätzung von Sicherheitsaspekten in die Betrachtungen ein-
bringen. Voraussetzung für das Gelingen derartiger Vorhaben 
wird die Begegnung auf Augenhöhe und gegenseitiges Vertrau-
en der Beteiligten sein.

Transdisziplinäre Forschung

Die Endlagerkommission hat in ihrem Abschlussbericht 
die Schaffung eines transdisziplinären Forschungsver-
bunds empfohlen. Dies lässt angesichts unterschiedli-
cher und zum Teil divergierender Definitionen des Be-
griffs „Transdisziplinarität“120 Interpretationsspielräume 
zu. Zentrales Element im Projekt TRANSENS121 ist der 
Einbezug von Laien und Personen aus der Praxis in die 
Forschungsprozesse, um so auch nicht fachspezifische 
Wissensbestände, Wertvorstellungen und Erwartungen 
berücksichtigen zu können.

Bestandteil solcher transdisziplinären Vorhaben können 
auch Bürgerwissenschaftsprojekte („Citizen Science“) 
sein, die unter Mithilfe von interessierten Bürgerinnen 
und Bürgern direkt an laufenden Forschungsvorhaben 
durchgeführt werden. Denkbar sind etwa Vorhaben, in 
denen gemeinsam mit Interessierten nutzerfreundliche 
Computerprogramme entwickelt werden, die es auch 
Laien ermöglichen, Simulationsergebnisse nachzuvollzie-
hen. Andere Vorhaben könnten darin bestehen, mithilfe 
einfach zu handhabender Messgeräte Laien an Datener-
hebungen zu beteiligen.

3.3.3 Attraktivität von Forschung und Ausbildung

Es ist offenkundig, dass Fachpersonal und Expertise noch für 
viele Jahrzehnte benötigt werden.122 Der generationenübergrei-
fende Charakter nuklearer Entsorgungsprojekte erfordert eine 
breite und langfristig sichergestellte Präsenz des Themas Tiefen-
lagerung hochradioaktiven Materials in Forschung und Lehre 
unterschiedlicher Disziplinen sowie in interdisziplinären Teams 
an Universitäten und anderen Forschungseinrichtungen. Die 
wissenschaftliche Befassung mit Themen der nuklearen Entsor-
gung leistet einen essenziellen Beitrag zur Bewältigung  eines 

gesellschaftlich relevanten Problems. Eine solche Befassung 
wird noch über Jahrzehnte notwendig sowie moralisch geboten 
sein und muss deshalb wissenschaftlich attraktiv bleiben. Der in 
einem breiten politischen und gesellschaftlichen Konsens neu 
begonnene Prozess zur Auswahl eines Standorts für ein Endla-
ger mit bestmöglicher Sicherheit unterstreicht den hohen Stel-
lenwert der wissenschaftlichen Forschung. Daraus folgt, dass 
attraktive Ausbildungsmöglichkeiten sowie Studiengänge und 
-module benötigt werden, die zu einem guten Teil interdiszipli-
när angelegt sein sollten. Nur mit wissenschaftlicher und tech-
nischer Nachwuchsförderung lässt sich eine Basis schaffen, um 
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flexibel auf Wandel und Änderungen eingehen zu können. Da-
bei geht es nicht nur darum, Kompetenzen zu erhalten, um Ent-
sorgungsprojekte „zu Ende zu führen“. Der Stand des Wissens 
und der Technik muss so weiterentwickelt werden, dass sich der 
Anspruch des StandAG erfüllen lässt, die geforderte bestmögli-
che Sicherheit zu realisieren.

Der universitären Forschung kommt daher eine besondere Be-
deutung zu. An deutschen Universitäten sind derzeit allerdings 
nur drei Lehrstühle explizit der nuklearen Entsorgungs- und End-
lagerforschung gewidmet: die Professur für Endlagersysteme 
an der TU Clausthal und der Lehrstuhl für Endlagersicherheit 
an der RWTH Aachen sowie ein Lehrstuhl für Nukleare Entsor-
gung ebenfalls an der RWTH Aachen. Weitere Professuren an 
universitären und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
befassen sich in ihren Fachgebieten ebenfalls mit Teilbereichen 
der Endlager- und Entsorgungsforschung. Die Schaffung zusätz-
licher Stiftungsprofessuren und die Einrichtung von Masterstu-
diengängen wie auch die Integration interdisziplinärer Modu-
le in existierende Studiengänge einschlägiger Disziplinen und 
die Schaffung interdisziplinärer Graduiertenkollegs können den 

123 | Siehe als Beispiel die Bachelor- und Masterstudiengänge zum Geo-Ressourcenmanagement der RWTH Aachen und ähnliche Angebote.
124 | Vgl. Bär et al. 2020.
125 | Vgl. Jorand et al. 2015.

Weg zu einer breiteren Aufstellung des Themas nukleare Ent-
sorgung in Forschung und Lehre ebnen. So könnte ein breit an-
gelegter Masterstudiengang „Geosystem-Management“ oder 
„Geo-Ressourcen“123 neben der Tiefenlagerthematik weitere ge-
sellschaftlich wichtige Themen wie Wasser, Rohstoffe oder Nach-
haltigkeit aus den Bereichen Umweltwissenschaften, Geoener-
gie und Lagerstättenkunde einbeziehen. Dadurch würde ein 
solcher Studiengang für Studierende vieler Interessensgebiete 
attraktiv und trüge dazu bei, eine neue Kohorte von Forschen-
den auszubilden, die zusätzlich zu fachlichem Detailwissen auch 
ein Systemverständnis aufweisen. Eine Stärkung von entspre-
chenden Konferenzformaten und Plattformen (Forschungsver-
bünden) fördert zudem den Austausch von Forschungsgruppen 
verschiedener wissenschaftlicher Ausrichtung an Universitäten, 
Hochschulen und außeruniversitären Einrichtungen. So können 
Synergien zwischen der Tiefenlagerforschung und verwandten 
Gebieten, beispielsweise der Geoenergie, entstehen und vertieft 
werden. Auch die Entwicklung transdisziplinärer Forschungsfor-
mate zur nuklearen Entsorgungsthematik könnte im universitä-
ren Bereich breiter vorangetrieben werden.

Vorausschauende Planung von Forschungsprogrammen und Industriekooperation 

Die Suche nach Standorten, die für ein Tiefenlager ge-
eignet sind, schreitet von grobmaschigen zu immer klein-
räumigeren Untersuchungen voran. Parallel dazu wächst 
die Detailtiefe dieser Untersuchungen. Dies bedeutet, 
dass Untersuchungsmethoden und Technologien, die zu 
einem bestimmten Zeitpunkt des Standortauswahlver-
fahrens und des Tiefenlagerprojekts verfügbar sein sol-
len, möglichst früh und vorausschauend in Forschungs-
programmen entwickelt werden müssen. 

Dabei haben auch Industriekooperationen eine hohe Pri-
orität, um anwendungsreife Technologien dann, wenn 
sie benötigt werden, bereitstellen zu können. Ein Enga-
gement der Industrie stellt das Vorhaben auf eine brei-
tere gesellschaftliche Basis und mobilisiert die Innovati-
onskraft verschiedener Industriezweige für den Prozess 
der Endlagerung. Beispiele für technische Entwicklun-
gen werden im Folgenden kurz erläutert.

Der Vergleich von Standortregionen und Standorten 
im fortschreitenden Verlauf des Standortauswahlver-
fahrens setzt eine zunehmend genauere Kenntnis der 
geologischen Verhältnisse und physikalisch-chemischen 
Eigenschaften möglicher Wirtsgesteine voraus. Daher 
werden für die vergleichende Bewertung regional- und 
ortsspezifische Gesteinskennwerte benötigt. Diese sind 
jedoch variabel – um einen Faktor, aber auch um Grö-
ßenordnungen –, was eine statistische Bewertung er-
forderlich macht. Eine solche existiert für Deutschland 
derzeit nur in wenigen Gebiete und für ausgewählte 
Eigenschaften.124,  125 Für die zweite Phase des Stand-
ortauswahlverfahrens, die gemäß StandAG in wenigen 
Jahren beginnen soll, sind zur übertägigen Erkundung 
geophysikalische Messungen und gegebenenfalls neue 
Erkundungsbohrungen erforderlich. Innerhalb der kur-
zen verfügbaren Zeit wird es schwierig sein, dafür zum 
Beispiel innovative Technologien zu entwickeln. In der 
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dritten Phase werden allerdings identifizierte Standorte 
sehr detailliert vergleichend zu erkunden sein. Um eine 
möglichst hohe Informationsdichte zu erhalten, könnten 
zum Beispiel innovative minimalinvasive Bohrtechno-
logien hilfreich sein, die allerdings bereits heute in Ko-
operation mit der Industrie entwickelt werden müssten. 
Anzahl und Lage solcher Bohrungen lassen sich unter 
anderem mit hierfür angepassten Methoden der optima-
len Versuchsplanung festlegen.126, 127 Da die Industrie in 
der Regel erst bei kommerziellem Potenzial tätig wird, 
muss sie frühzeitig zur Entwicklung preisgünstigerer und 
minimalinvasiver Bohrtechnik motiviert werden. Ähnli-
ches gilt für die Weiterentwicklung von Methoden zur 
übertägigen Erkundung, beispielsweise die Nutzung von 
Potenzialfeldmessungen (Schwere, Magnetik, Elektroma-
gnetik, Magnetotellurik), die vor allem im Bereich der 

126 | Vgl. Curtis/Maurer 2000.
127 | Vgl. Seidler et al. 2016.
128 | Vgl. NEA/OECD 2013.
129 | Salzgrus ist ein feinkörniges Salzgesteinsmaterial.

Erkundung von Kristallingesteinen wirksam eingesetzt 
werden können, sowie von Techniken der zerstörungsfrei-
en Erkundung eines Bergwerks von Untertage.

Weiteres Beispiel für die Wichtigkeit möglichst baldiger 
Forschungskooperationen mit der Industrie ist die Ent-
wicklung optimierter Abfallbehälter und Einlagerungs-
techniken, aber auch von Sensoren für die Überwachung 
eines Tiefenlagers. Die Entwicklung neuer Methoden der 
Datenauswertung, etwa mit Künstlicher Intelligenz (KI), 
oder von Simulationsmethoden ist ebenso zu nennen. 
Hierzu sollten direktere Formen der Zusammenarbeit mit 
den infrage kommenden Industrien angedacht werden, 
zum Beispiel ein Technologieforum, das alle Themen be-
züglich Industriebeteiligung einschließt.

3.3.4 Forschungsinfrastrukturen

Nukleare Entsorgungsforschung erfordert die Bereitstellung de-
zidierter Forschungsinfrastrukturen, insbesondere von Unterta-
gelaboren (UTL) für die relevanten Wirtsgesteine sowie nukle-
archemischer Labore, in denen zum Verhalten hochradioaktiver 
Abfallformen und radiotoxischer Radionuklide geforscht werden 
kann. 

Die enge Zusammenarbeit mit Betreibern von generischen UTL 
in Nachbarländern und deren Nutzung wird bereits heute prakti-
ziert und auch für künftige UTL-Planungen in Deutschland nütz-
lich sein. Welche Erkenntnisse aus generischen UTL auf die letzt-
lich ausgewählten Standorte übertragen werden können, muss 
im Einzelfall geprüft werden. Standortspezifische UTL dienen 
oftmals der vertieften untertägigen Erkundung, der Demonst-
ration von Technologien sowie der Erprobung des Tiefenlager-
designs und des Betriebs – ebenso wie der Vertrauensbildung.128 
UTL-Experimente sind mit einer langfristigen Planung anzuge-
hen, weil sie nur bei langer Laufzeit zu belastbaren Ergebnissen 
führen. Schlüsseleigenschaften der Langzeitsicherheit, wie die 
Selbstheilungseigenschaften von Tongesteinen oder das Kom-
paktierungsverhalten von Salzgrus129 als geotechnischer Barrie-
re, sind beispielsweise im Labor gut untersucht, aber deutlich 
weniger gut auf der weitaus größeren Skala von UTL unter Be-
trachtung verschiedener Spannungsfelder und unterschiedlicher 
Temperaturverhältnisse. 

Die Einrichtung von UTL erfordert langjährige vorbereitende Pla-
nungen, sodass auch in Deutschland möglichst früh über solche 
Infrastrukturen nachgedacht werden muss. Dies trifft insbeson-
dere dann zu, wenn UTL in Wirtsgesteinsarten errichtet werden 
sollen, die von den vorhandenen internationalen UTL nicht ab-
gedeckt werden, wie es bei Steinsalz der Fall ist, oder sich von 
diesen stark unterscheiden, was auf Tongesteinsformationen des 
Norddeutschen Beckens zutrifft.

Nuklearchemische Labore, die eine Handhabung insbesondere 
von hochradioaktiven Abfallformen und den darin enthaltenen 
radiotoxischen Bestandteilen sowie wissenschaftliche Untersu-
chungen zu deren Verhalten in Zwischen- und Tiefenlagern er-
möglichen, sind kostenintensiv und in Deutschland kaum noch 
verfügbar. Zunehmend werden virtuelle Labore zur digitalen 
Simulation von Prozessen beim Rückbau kerntechnischer Anla-
gen sowie von geophysikalischen und geochemischen Vorgän-
gen in Tiefenlagern Eingang in die Forschung finden. Daneben 
sind großtechnische Anlagen zur Entwicklung und Erprobung 
von Rückbautechnologien sowie Testanlagen für die Einlage-
rung und die mögliche Rückholung radioaktiver Abfälle und 
den sicheren Verschluss von Tiefenlagerbauwerken erforderlich. 
Solche anspruchsvollen Forschungs- und Entwicklungsinfrastruk-
turen erfordern langfristige Vorausplanungen, die frühzeitig im 
Verfahren beginnen müssen. Sie sollten organisatorisch so auf-
gestellt werden, dass sie unabhängig vom jeweiligen Standort 
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für Forschungsprojekte und Forschende, auch aus der internati-
onalen Forschungsgemeinschaft, zugänglich und nutzbar sind.

3.3.5 Internationale Vernetzung und zusätzliche 
Qualitätssicherung

Auch wenn nukleare Entsorgungsprojekte im Allgemeinen 
in der Verantwortung einzelner Staaten liegen, findet die For-
schung bereits heute in einem international vernetzten Umfeld 
statt (siehe auch Kapitel 3.2). Gemeinsame Vorhaben auch mit 
Ländern außerhalb Europas wie zum Beispiel China oder den 
USA, die nationale Tiefenlagerprojekte betreiben, sind essenzi-
ell und werden heute schon von den für die Endlagerforschung 
zuständigen Organisationen gefördert. Im Rahmen von interna-
tionalen Kooperationen lassen sich Synergien nutzen und un-
terschiedliche technische und prozedurale Konzepte vergleichen 
sowie gegebenenfalls adaptiert anwenden. Die internationale 
Dimension der Forschung muss in jedem Fall beibehalten und 
weiter ausgebaut werden. Ein betont internationaler Charakter 
trägt auch zu einer Steigerung der Attraktivität der Forschung 
für Studierende und Forschende bei. 

Von entscheidender Bedeutung für die Organisation und die Ef-
fizienz der Forschung wird sein, wie Wissenschaftsmanagement 
gestaltet wird. Wissenschaft lebt von kritischer Reflexion und er-
fährt in Form von externen Begutachtungen (Peer Review) eine 
zusätzliche Qualitätskontrolle. In der Grundlagenforschung ge-
schieht dies, indem wissenschaftliche Arbeiten in begutachteten 
Zeitschriften dokumentiert werden. Auch in der programmati-
schen, anwendungsbezogenen Grundlagenforschung zu nuklea-
ren Entsorgungsprojekten ist dies schon der Fall. Es ist weiterhin 
üblich, Sicherheitsnachweise für Tiefenlagerprojekte einer inter-
nationalen Begutachtung durch die IAEA oder die NEA zu un-
terziehen. Für die direkt auf ein Entsorgungs- oder Tiefenlager-
projekt bezogene Forschung sollten ebenfalls Instrumente einer 
unabhängigen Begutachtung ausgebaut werden. Insbesondere 
für die standortbezogene Endlagerforschung ist zu beachten, 

130 | Vgl. USNRC 2018.

dass Qualitätskontrolle und -sicherung höchsten rechtlichen An-
forderungen genügen müssen. Eine unabhängige Begutachtung 
wird sich einfacher gestalten, wenn die entsprechenden Berichte 
zusätzlich in englischer Sprache vorliegen und damit nicht nur 
deutschsprachige Fachleute eingebunden werden können. Die 
Verfahrensweise in der Schweiz und in Schweden, alle Projekt-
berichte online in englischer Sprache öffentlich zur Verfügung 
zu stellen, hat sicherlich Vorbildcharakter und ermöglicht es, in 
einer transparenten Weise wissenschaftsbasierte Entscheidun-
gen nachzuvollziehen. Ein formalisierter Begutachtungsprozess 
ist beispielsweise bei der Bewertung der Standortsicherheit von 
Kernkraftwerken Standard:130 Auch dort werden unter anderem 
nicht oder ungenügend abgedeckte Forschungsfragen identifi-
ziert und überprüft, ob und inwieweit sich die gesellschaftlichen 
Randbedingungen verändert haben. 

Sowohl die Gestaltung der Qualitäts- und Datensicherung als 
auch die Datenbereitstellung kann den jeweiligen Organisatio-
nen überlassen werden. Gleichwohl erscheint es sinnvoll, einen 
übergeordneten wissenschaftlichen Beirat einzurichten, der die 
vorliegenden wissenschaftlichen Resultate aus allen genannten 
Forschungsbereichen sichtet, bewertet und Empfehlungen aus-
spricht. Ein solcher Beirat könnte zudem dazu beitragen, Dopp-
lungen zu vermeiden und möglicherweise an verschiedenen 
Stellen laufende Projekte zu vernetzen. Weitere Aufgaben eines 
solchen Beirats könnten darin bestehen, Vorschläge zur besseren 
Abstimmung der Forschungsförderung seitens der beteiligten In-
stitutionen zu unterbreiten (siehe Kapitel 2.3) sowie die Erkennt-
nisse aus der nicht programmatischen Forschung zu beurtei-
len und so gegebenenfalls in den Prozess einzuspeisen. Ebenso 
könnte sich dieses Gremium mit Fällen von Wissenschaftsdissens 
befassen. Mit diesen Funktionen ausgestattet, könnte ein sol-
cher Beirat das NBG, das den Gesamtprozess kritisch begleitet 
und eine Schnittstelle zur Zivilgesellschaft bilden soll, komple-
mentär unterstützen. Eine mögliche Option für die Verortung ei-
nes solchen Beirats wäre eine regelmäßige Befassung des Wis-
senschaftsrats mit einer Begutachtung der Endlagerforschung.
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131 | Vgl. acatech 2014.
132 | Vgl. EndlSiAnfV 2020, § 13.

Glossar

Bergung

Das nach der Stilllegung des Tiefenlagers mögliche Herausholen des hochradioaktiven Materials. Im Gegensatz zum Konzept der 
Rückholbarkeit ist das Tiefenlager dann nicht mehr im aktiven Betrieb, sondern im verschlossenen Zustand. Ein weiterer Unter-
schied ist, dass Vorgänge zur Bergung nicht konkret sicherheitstechnisch geplant und technische Einrichtungen nicht im Endlager-
bergwerk vorgehalten sind. Bergung wird im Sicherheitskonzept insofern berücksichtigt, als die grundlegende Planung eine Ber-
gung erlaubt. Das bedeutet unter anderem, dass Endlagerbehälter für einen bestimmten Zeitraum, beispielsweise mindestens 500 
Jahre, nach dem Verschluss des Tiefenlagers stabil bleiben müssen, um eine Bergung zu ermöglichen

Betrieb Phase zwischen dem Beginn der Einlagerung und der Stilllegung des Tiefenlagers

CASTOR(R)-Be-
hälter

Spezialbehälter zur Zwischenlagerung und zum Transport hochradioaktiver Materialien. Diese sind je nach aufzunehmendem Ma-
terial, etwa Brennelemente oder verglaste Wiederaufarbeitungsabfälle, unterschiedlich ausgelegt. Die Bezeichnung leitet sich ab 
aus dem Englischen: „Cask for Storage and Transport of Radioactive Material“ („Behälter zur Aufbewahrung und zum Transport 
radioaktiven Materials“). Umgangssprachlich oft fälschlicherweise als allgemeine Gattungsbezeichnung für Behälter für radioakti-
ves Material verwendet

Geologische 
und technische 
Barrieren

Vorrichtungen im Tiefenlagerbergwerk, die Abfälle im Tiefenlager umschließen und abschirmen sollen. Diese unterscheiden sich in 
natürliche geologische Barrieren des Wirtsgesteins und technische Vorrichtungen, wie Behälter und Bergwerksinstallationen.

Governance
Der Begriff Governance hat keine deutsche Entsprechung. Im politischen Umfeld wird der Ausdruck häufig in Entgegensetzung zum 
Begriff Government verwendet. Dadurch wird Governance als Form gesellschaftlicher Selbstregulierung von einer rein staatlichen 
Top-down-Form des Regierens abgegrenzt. 

Konditionierung Aufbereitung und Verpackung von hochradioaktiven Materialien für Transport, Zwischenlagerung oder Tiefenlagerung.

Nah- und Fernfeld
Der nahe räumliche Bereich um die Strahlungsquelle, der insbesondere auch den Behälter, die geotechnischen Barrieren bezie-
hungsweise den Übergang zur geologischen Barriere umfasst, sowie der ferne Bereich der geologischen Barriere.

Partitionierung 
und Transmutation

Methoden, die das radioaktive Material nach Radionukliden auftrennen („partitionieren“) und Teile davon gezielt in Nuklide um-
wandeln („transmutieren“), die eine deutlich kürzere Halbwertszeit haben oder nicht radioaktiv sind. Dadurch könnte das Gefahren-
potenzial der Abfälle deutlich schneller auf das Niveau natürlich vorkommender Uranlagerstätten sinken. Die Hauptproblematik 
hierbei besteht jedoch in der Notwendigkeit, den hochradioaktiven Abfall aufwendig chemisch aufzubereiten und zu bestrahlen. 
Dies erfordert die Errichtung komplexer oberirdischer kerntechnischer Anlagen, deren Akzeptanz in der Bevölkerung ungewiss er-

scheint. Eine detaillierte Analyse bietet eine weitere acatech Publikation.131 

Passive Sicherheit
Zustand eines verschlossenen Endlagers mit eingelagerten Abfällen, das sich dem einfachen Zugang durch Menschen entzieht. Die 
Sicherheit darf dabei nicht von einer Zugangskontrolle und Wartung abhängig sein.

Radionuklid

Instabiles, radioaktives Nuklid (Atomsorte). Ein einzelnes (Radio )Nuklid ist durch die Anzahl der Protonen und Neutronen im Atom-
kern gekennzeichnet. Unterscheidet sich die Anzahl der Protonen, spricht man von unterschiedlichen Elementen. Variiert die Anzahl 
der Neutronen bei konstanter Protonenanzahl, handelt es sich um Isotope desselben Elements. In „abgebrannten“ Brennstäben 
befindet sich durch die Kernspaltung eine breite Mischung aus stabilen Nukliden und Radionukliden.

Radiotoxizität
Die gesundheitsschädliche Wirkung der von radioaktivem Material ausgehenden Strahlung auf den menschlichen Körper bei exter-
ner Einwirkung sowie bei Inkorporierung durch Ingestion oder Inhalation. 

Rückholbarkeit

Die Möglichkeit zur Rückholung von hochradioaktiven Abfällen soll nach Vorgabe des StandAG in Deutschland nur vor einem 
Verschluss des Endlagerbergwerks vorgesehen werden. Im Anschluss daran wird der Begriff Bergung genutzt. Die Vorgänge einer 
etwaigen Rückholung sind technisch zu planen, sicherheitstechnisch zu bewerten und die erforderlichen technischen Einrichtungen 
vorzuhalten – mit der Maßgabe, dass „der dafür voraussichtlich erforderliche technische und zeitliche Aufwand den für die Einlage-

rung erforderlichen Aufwand nicht unverhältnismäßig übersteigt“132. Im Ausland wird die Möglichkeit der Rückholung aber auch 
über den Zeitraum bis zum Verschluss des Tiefenlagers hinaus diskutiert. 

Stilllegung und 
Verschluss des 
Tiefenlagers

Nach Einlagerung des hochradioaktiven Materials werden untertägige Hohlräume mit geeigneten Materialien möglichst vollstän-
dig verfüllt, das Tiefenlagerbergwerk verschlossen und technische Einrichtungen, die die Langzeitsicherheit des Tiefenlagers beein-
trächtigen können, rückgebaut. 

Vorläufige Sicher-
heitsuntersuchung

Untersuchungen, die gemäß Standortauswahlgesetz und Endlagersicherheitsuntersuchungsverordnung in jeder Phase des Standort-
auswahlverfahrens für die zu betrachtenden Regionen beziehungsweise Standorte durchgeführt werden sollen. Ziel ist es, anhand 
einer Gesamtsicht auf die verfügbaren Informationen die Erfüllung von Sicherheitsanforderungen und Kriterien nach StandAG zu 
prüfen und eine Vergleichsgrundlage zwischen Regionen beziehungsweise Standorten zu schaffen.
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Anhang

Wirtsgesteine

Gesteinsformation im tiefen Untergrund, in der das Tiefenlager für hochradioaktive Materialien errichtet werden soll. Das Wirtsge-
stein verfügt über Eigenschaften, die eine Ausbreitung von Radionukliden möglichst dauerhaft verhindern. Im Allgemeinen werden 
drei übergeordnete Typen von Wirtsgesteinen unterschieden: (kristallines) Festgestein, Tongestein und Salzgestein. Diese haben 
unterschiedliche Eigenschaften zum Beispiel hinsichtlich Verformbarkeit und Wasserdurchlässigkeit, wodurch ein Vergleich der Eig-
nung für ein Tiefenlager komplex wird.

Zwischenlagerung
Die zeitlich befristete Lagerung radioaktiver Abfallstoffe an verschiedenen Standorten, zentral und dezentral, bis zur Überführung 
in ein Tiefenlager.

Abkürzungen

AkEnd Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte

ANDRA Agence Nationale pour la Gestion des Déchets Radioactifs 

BAM Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung

BASE Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung

BGE Bundesgesellschaft für Endlagerung

BGR Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe

BGZ Bundesgesellschaft für Zwischenlagerung

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (2018–2021)

BMUB Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (2013–2018)

BMUV Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (seit 2021)

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2013–2021)

BMWK Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (seit 2021)

DAEF Deutsche Arbeitsgemeinschaft Endlagerforschung

DFG Deutsche Forschungsgemeinschaft

EndlSiAnfV
Verordnung über Sicherheitsanforderungen an die Endlagerung hochradioaktiver Abfälle 
(Endlagersicherheitsanforderungsverordnung)

EndlSiUntV
Verordnung über Anforderungen an die Durchführung der vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen im Standortauswahlverfahren für 
die Endlagerung hochradioaktiver Abfälle (Endlagersicherheitsuntersuchungsverordnung)

EURAD European Joint Programme on Radioactive Waste Management

FORKA Forschung für den Rückbau kerntechnischer Anlagen

GRS Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit

IAEA Internationale Atomenergiebehörde 

KI Künstliche Intelligenz

LBEG Niedersächsisches Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

MAUT Multiattribute Nutzentheorie

MCDA Multi Criteria Decision Analysis (multikriterielle Entscheidungsanalyse)

Nagra Nationale Genossenschaft für die Lagerung radioaktiver Abfälle

NaPro Nationales Entsorgungsprogramm

NUSAFE Nuclear Waste Management, Safety and Radiation Research

NBG Nationales Begleitgremium

NEA Nuclear Energy Agency

OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SKB Swedish Nuclear Fuel and Waste Management Company

SNC Swedish National Council for Nuclear Waste

StandAG Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle (Standortauswahlgesetz)

UTL Untertagelabor

VkENOG Gesetz zur Neuordnung der Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung
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Während der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie in Deutsch-
land für April 2023 vorgesehen ist, bleibt die Entsorgung des hoch-
radioaktiven Materials eine langfristige Aufgabe, die auch zukünf-
tige Generationen betreffen wird. Mit dem Standortauswahlgesetz 
(StandAG) gibt der Gesetzgeber die Rahmenbedingungen für das 
derzeit laufende Verfahren zur Standortauswahl für ein tiefengeolo-
gisches Lager in Deutschland vor. Ziel des Verfahrens ist es, für einen 
Zeitraum von einer Million Jahre bestmögliche  Sicherheit zu gewähr-
leisten. Der Zeithorizont bis zu einem Verschluss des Tiefen lagers 
wird aller Voraussicht nach bis ins nächste Jahrhundert reichen. Aus 
dieser Langfristigkeit des Vorhabens, seiner hohen gesellschaftlichen 
Relevanz und der Forderung des Gesetzgebers nach einem lernenden 
Verfahren erwachsen besondere Anforderungen an die Gestaltung 
der Forschungsprogramme und der wissenschaftlichen Forschungs-
landschaft.
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